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I. Einführung

1. Die Belastung des Gewerbeertrags durch den
Beitrag zur Industrie- und Handelskammer

Zentrales Adiegen der Unternehmensteuerreform
2008 ist die dem internationalen Steuerwettbewerb
geschuldete Absenkung der Tärilbelastung gewerbli-
cher Gewinlel. Um jedes Viertelprozent wird ge-
feilscht, um zumindest auf dem Papier die magische
Grenze der 30 %o zu unterschreiten2, Unternehmen
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I .

II.

ü b e r s i c h t

IV Anfordenmgen an die inhaltliche Ausgestaltung von
Mitgliedsabgaben
l .  Zweckgerechte Ausgestal tung
2. BVerfG zu den Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen

nichtsteuerlicher Ab gaben
a) Art. 3 Abs. 1 GG und der Grundsatz der Verhält-

nismäßigkeit
b) Schutz- und Begrenzungsfunktion der Finanzver-

fassung
3. Zu den Prinzipien der Ausgestaltung von Mitglieds-

abgaben
a) Aquivalerz- und Kostendeckungsprinzip
b) Vorteilsabschöpfung und Leistungsfähigkeitsprin-

zip
c) Abgabenstaffelung und soziale Zwecke

4. Zusammenfassung der verfassungsrechtlichen Al-
forderungen an die Ausgestaltung von Mitglledsab-
gaben

V Schlussfolgemngen für den IHK-Beitrag
1. Verletzung der Schutz- und Begrenzungsfunküon der

Filanzverfassung sowie des Verhältnismäßigkeits-
prinzips
a) Gmndbeitrag
b) Umlage

2. Konsequenzen für die zukünftige Finanziemng der
Industrie- und Handelskammern

werden aber keineswegs nur durch Steuernr sondern
auch durch nichtsteuerliche Abgaben finanziell belas-
tet. Von besonderem Gewicht sind dabei die Beiträge
zu den Industrie- und Handelskammern (IHK)J. Der
IHK-Beitrag setzt sich zusammen aus einem Grund-
beitrag und einem Umlageanteil ($ 3 Abs. 3 Satz 1
IHKG). Während der Grundbeitrag in festen, zumeist
gestaffeltena Beträgen erhoben wird, bemisst sich die
Umlage als Prozentsatz des nach dem Gewerbesteuer-
gesetz ermittelten Gewerbeertragss; tritt also wie eine
zweite Gewerbesteuer zu dieser hinzu, Die von den

1 Vgl. Entwurf eines Unternehmensteuerreformgesetzes 2008
v. 27.3.2007, BT-Dmcks. 161 4841, l.

2 Dabei hängt die Zielerreichung maßgeblich von der Gewer-
besteuerhebesatzpolitik der Kommunen ab. Der in der Ge-
setzesbegründung angegebenen Gesamtbelastung von
29,83 0/o liegt ein leicht unterdurchschnitUicher Hebesatz
von 400 %o zugrunde, Bundesdurchschnitt 2005: 4330/0, vgl
IFSt-Schrift Nr. 434, 2005, S. 20.

3 Den Etat der 82 Industrie- und Handelskammern beziffert
R. Jatm, JUS 2002, 434 für das Jahr 2001 auf immerhin 770
Mio. €.

4 VgI. die Ermächtigung in g 3 Abs. 3 Satz 2 IHKG, den Bei-
trag zur Berücksichtigung der Leistungskraft des Unterneh-

mens zu staffeln, von der in den Beitragssatzungen der In-
dustrie- und Handelskammern regelmäßig Gebrauch ge-
macht wird, z.B. IHK Bonn/Rhein-Sieg: Grundbeitrag für das
Geschäftsjahr 2007 ertragsabhängig gestaffelt zwischen 45
und 400 € bzw für Unternehmen mit einer Bilanzsumme
von mehr als 16 Mio. € oder Umsatzerlösen von mehr als
33 Mio. € je nach der Arzahl der Arbeitnehmer von 2.500
bis zu 50.000 € (mehr als 5000 Arbeitnehmer).

5 Wird kein Gewerbesteuermessbetrag festgesetzt, ist Be-
messungsgrundlage der nach Einkommen- und Körper-
schaftsteuergesetz ermittelte Gewinn aus Gewerbebetrieb
(g 3 Abs. 3 Satz 3, 2. Alt IHKG).
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Industrie- und Handelskammern festgesetzten Umla-
gesätze variierten im Jahr 2005 bundesweit zwischen
0,05 und 0,450/o des Gewerbeertrags6. Eine Kappung
ist nicht vorgesehen, so dass der IHK-Beitrag bei ent-
sprechend hohem Gewerbeertrag mehrerc lt4illj.onen
Euro betragen kann.

2. Offene Fragen des lHK-Beitragsrechts

Dieser tatbestandlichen Alknüpfung des Kammerbei-
trags an den Gewerbeertrag ist bisher wenig Beach-
tung geschenkt worden. Auseinandersetzungen über
die Beitragspflicht werden vielfach auf die Frage nach
der Legitimation der Zwangsmitgliedschaft in der In-
dustrie- und Handelskammer reduziertT. Dass der
Kammerbeitrag auch jenseits der Grundsatzfrage der
Verfassungsmäßigkeit der Zwangsmitgliedschaft er-
hebliches Konfliktpotential birgtn, weil weder seine
Rechtsnatur noch die Prinzipien, an denen er zu mes-
sen ist, auch nur annähernd geklärt sind, ist im Streit
über Grundsätzliches bisher untergegangen,

Im Wesentlichen stützt sich das Recht der IHK-Beiträ-
ge auf eine wenig überzeugende Leitentscheidung
des BVerwG aus dem Jahr 1990s. Als ,,Beitrag im recht-
lichen Sinne" eingeordnet, zog das Gericht zur Legiti-
mation der konkreten Ausgestaltung des IHK-Bei-
trags einen bunten Prinzipienstrauß heran: Neben
dem Aquivalenzprinzip wurde sowohl der Gedanke
der Vorteilsabschöpfung als auch das Leistungsfähig-
keitsprinzip bemüht.

Im Schrifttum finden srch nur wenige Stellungnahmen

zum Kammerbeitrag' . Sie haben meist nur die rechtli-

che Einordnung, nicht aber die inhaltliche Ausgestal-

tung zum Gegenstand. Dass der Kammerbeitrag

durch den Umlagenanteil wie eine zweite Gewerbe-

steuer wirkL, crregt nach einer in den 1950er Jahre ge-

führten kurzen Crundsatzdebatterl kaum noch An-

stoß. Dabei ist die Einordnung zwischen Beitrag (im

rechuichen Sinne):: ,  Verbandslastl3, Mitgl iedsabgabe' '

oder Sonderabgabe' '  al lerdings bis heute nicht ab-

schl ießend geklärt ' ' .

Die mangelnde Klarheit über die Einordnung des

Kammerbeitrags setzt sich fort in der Ausgestaltung

des Beitragstatbestandes. Die Beitragsbemessung ist

immer wieder Gegenstand gerichtlicher Auseinander-

setzungen't,  jedoch ohne dass die zentralen Fragen

nach der Wirkung des Aquir-atenzprinzips, des Kos-

tendeckungsprinzips, des B e itla gszrvecks der Vorteils-

abschöpfung sowie dle Frage, ob das Fehlen betrags-

mäßiger Obergrenzen mit dem Verhältnismäßigkeits-
prinzip vereinbar ist, bisher geklärt rvorden rvären.

Im Folgenden sollen, ausgehend von einer Ürberprü-

fung der rechUichen Einordnung des Kammerbei-

trags, die für die Ausgestaltung von Mitgliedsabgaben
maßgebenden Prinzipien ermittelt werden. Dabei ist

insbesondere die bisher in der Auseinandersetzung
um den IHK-Beitrag nicht gewürdigte neuere Recht-

sprechung des BVerfG zu den nichtsteuerlichen Abga-

ben'8, namentlich die Entscheidung zur baden-würt-

tembergischen Rückmeldegebühr vom 19.3.2003'o so-

6 Umtagesätze nach Algabe der IHK Reuuingen für 2005
www. r eutl ingen. ihk. de / showMe dia.php / 4 5 B 5 / 1 3
(Stand:6.6.2007):

Übersicht der Hebesätse 2005

0 , 5 0 %

4 A 5 %

0A4%

0,35%

0 , 3 0 %

0  2 5 %

a . 2 0 %

a , 1 5 %

0 , ' 1 0 %

0,05%

0.00%

7 Kürzlich erneut von BVerfG u 7.1.2.2001 - 1 BvR 1806/98,
GewArch. 2002, IIL bestäligt; s. dazu auch unten IIL

B Dies verkennen die meisten Autoren des Kammerrechts,
vgl. etwa R. Jtrhn, JuS 2002,434 (437).

9 BVerwG v.26.7.1990 - I C 45187, NVwZ 1990, 1167.
l0 P J. Tettinger in FS H. W Kruse, 2001, S.79ff.; P A'xer,

GewArch. 1996, 453 ff.; T. Ubber, Der Beitrag als Institut
der Finanzverfassung, 1993, S. 304-342i A. Merkt, Die mit-
gliedschaftsbezogene Abgabe des öffenUichen Rechts,
1990; zum älteren Schrifttum s. FN 11.

11 Vgl. K. Vogel, DVBL 1958, 491 ff.; dagegen .E KJetn, DVBI'
1959, 315 ff.; aus finanzwissenschafUicher Sicht s. auch
F. K. Marm in FS G. Briefs, 1968, S. 483 f.: ,QuasiSteuern".

12 BVer-wG v 26.7.1990 - |  C45lB7, NVwZ 1990, 1167; BVerwG
v 3.9.1991 - 1 C 24lBB, GewArch. 1992,28 (29); BVerwG v
3.5. 1 995 - 1 B 222193, GewArch. 1995, 425 (426) ; BVerwG v
4.6.2002 - I B 15102, NVwZ 2002, 1508; früher: ,,Beitrag im
weiteren Sinne" BVerwG u25.11.1971, - 1 C 48.65, BVerw-
GE 39, 100 (107); BVerwG v.23.5.1973 - M 2t.70, BVerw-

CE 42, 21.0 (217); ebenso F. I i lein, D\81. 1959' 315 (318);
H.-M. Mache, GewArch, 1986, 122 (123 f..)t A. WebetDieFi'
nanzlerung der Wirtschaftsver-waltung durch Abgaben'
1990, S. 148 ff .

13 Frentzel/Jäke1/Junge, IHKG Kommentar, 6. Aufl' 1999, 0 3
R2.45; R. Wemsmann in Hübschmann/Hepp/Spitaler' AOJ
FGO-Kommentar $ 3 AO Rz. 161; P J Tettinger in FS H. W
Kruse, 2001, S. 79 (Bg ff.\ K.-D. Drüen in Tipke/Kruse, AO-/
FGO-Kommentar, $ 3 AO Rz. 26.

14 P Axer, GewArch. 1996,453 (458 f').
15 L. SchemmeJ, Quasi-Steuern, 1980, S. 10 FN 9; A. Merkt

(FN 10) S. 40, 54, 94i C. Weller Aufgaben, Organisation und
Finanzierung der Wasser- und Bodenverbände, 1991,
S. 167 f.; auch P Axer GewArch. 1996, 453 (457) konzediert
eine große Nähe zur Sonderabgabe.

16 Dazu umfassend P Axer GewArch. 1996, 453 ff. und P J.
Tettinger in FS H. \M Kruse, 2001 , S. 79 ff. und unten II.1 .b).

17 ,,Flut von Beitragsstreitigkeiten", vgl. R. John, JUS 2002,
434 (437); z.B. zum Fehlen von Obergrenzen VG Gießen v.
24.9.2003 - B E 202210t, www.iuris.de; zrir Rechtsformab-
hängigkeit aufgrund der Verknüpfung mit den Get-erbe-
steuerrechtBVerwG v 19.1.2005 - 6 C 10.04, I l \-erlCE 122,
344 ff.; zv A'nknüpfung an den Geu'erbeertrag OVC \aVv
29.4 .1998 -  4  A238197,  GewArch.  1998,413 ( '11 l l , z r t r  Be i -
tragspflicht im Verlust"fall VG Darmstaclt r: 2 i.6.2U05 - 3 E
22239 | 04, GewArch. 200 5, 429 i zur Ertra gsunabh än gi gkeit
des Grundbeitrags VG Freiburg v 7.10.200'1 - 7 h 1559i 0'1,
DSIR 2005, 126.

1B Vgl. insb. BVerfG v 7.11.1995 - 2 BvR'113,i88 BVerfC,E 93'
319 - Wasserpfennig; BVerfG v 10.3.1998 - 1 BrR 178, '97'
BVerfGE 97, 332 - Kindergartenbeiuarl" E\E:IG \:
19.3.2003 - 2 BvL 9/98, BVerfGE 108, I  -  L.r,-^r: .=-dege-
bühr; BVerfG v 23.5.2006 - 1 Br-R l l8l  9! '  ! ' . - : : l iE 115,
381 - Pflegschaftsgebühren.

19  FN 18.

!  ! ? , r i  E  : !  ! !  i E  ; !  ! =  I !  e =  E n  3 e  ! i  !
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itie die aktuelle Sonderabgabenjudikatur'?0, auszuwer- anspmchnahme staaUicher Leistungen dar, Der Bei-
ten. Die Darstellung konzentriert sich auf den IHK- tragsverpflichtete wird an den Kosten einer öffentli-
Kammerbeitrag, die Ausführungen zu den allgemei- chen Einrichtung beteiligt, deren Vorteile ihm zugute-
:ren Alforderungen an Mitgliedsabgaben können kommen, unabhängig davon, ob er sie tatsächlich in
aber ohne weiteres auf die Beiträge zu anderen öffent- Anspruch ninrnt. Da es keinen numerus clausus zu-
lich-rechtlichen Personalkörpersch-af+"cn übertragen lässiger Abgabentypen2s gibt, konnten sich neben den
werden'', Vorzugslasten weitere Abqaben nichtsteuerlicher Art

etab[ören. Eine Sonderrot"le spielen seit jeher die mit
dem Versicherungsprinzip legitimierLen Sozialversi-

II. Qualifikation des Kammerbeitrags als cherungsbeiträge3o. Daneben hat sich die Sonderabga-
Mitgliedsabgabe be zu einem lesten Bestandteil des Systems nichts-

teuerlicher Abqaben entwickelt.
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1. Einordnung in das System derAbgabenformen

a) Zur Abgrenzung von Steuem und nichtsteuerlichen
Abgaben

Die Einordnung einer Abgabe als Steuer oder als
nichtsteuerliche Abgabe hat entscheidende Bedeu-
tung sowohl für die Ermittlung der Gesetzgebungs-
kompetenz als auch für ihre Rechtfertigung und tat-
bestandliche Ausgestaltungt'. Nicht die Bezeichnung
ist entscheidend23, sondern der ,,materielle Gehalt"
der Abgabe2a.

Zentrales Abgrenzungskriterium der Steuer ggü. den
Vorzugslasten ist die G egenJeistttngslosigkeifs . Die Fi-
nanzverfassung des Grundgesetzes rezipiert den
Steuerbegriff des $ 3 Abs. 1 AO. Demnach ist die Steuer
voraussetzungslos geschuldete Gemeinlast zur Finan-
zierung des allgemeinen Finanzbedarfs des öffenUi-
chen Gemeinwesens'u. Nichtsteuerliche Abgaben be-
dürfen dagegen stets eines besonderen Erhebungs-
grundes, sei es die Abgeltung eines Sondervorteils
oder eine besondere Finanzierungsverantwortung.

So setzen Gebühren und Beiträge einen Zusammen-
hang mit einer speziellen staaUichen Leistung bzw ei-
nem staaUicherseits gewährten Vorteil voraus27. Wäh-
rend die Gebühr für die Inanspruchnahme einer Jton-
krelen staaUichen Leistung erhoben wird, stellt der
Beitrag eine Gegenleistung28 für die Möglichkeit der In-

Die Begriffsränder der Sonderabgabe sind allerdings
bis heute nicht vollständig geklärt. In neueren Ent-
scheidungen scheint das BVerfG alle sonstigen nicht-
steuerlichen Abgaben als Sonderobgaben im weiteren
Si'nne verstehen zu wollen, von denen aufgrund ihrer
besonderen Nähe zur Steuer die besonders rechtferti-
gungsbedürftigen Sonderobgaben mit Finanzierungs-
zweck zu unterscheiden sind. Eile derartige Kategorie
der Sonderabgabe im weiteren Sinne als Auffangbe-
cken sämtlicher sonstiger nichtsteuerlicher Abgaben
bietet indes keinen Erkenntnisgewinn''. Der Unter-
scheidung zwischen Sonderabgaben mit Finanzie-
rungszweck, Sonderabgaben mit Lenkungszweck und
Abschöpfungsabgaben bedarf es, weil sie unterschied-
lichen Rechtfertigungsanforderungen unterstehen.
Ein abgestufter Prüfungsmaßstab lässt sich hieraus je-
doch nicht ohne weiteres ableiten32. Auch für nicht-
steuerliche Abgaben, die nicht zu den Sonderabgaben
mit Finanzierungszweck (Sonderabgaben im engeren
Sinne) gehören, lässt sich ein Konkurrenzverhältnis
zur Steuer nicht von vornherein ausschließen.

Umstritten ist, ob bei Vorliegen eines besonderen Er-
hebungsgrundes stets von einer nichtsteuerlichen
Abgabe auszugehen ist oder ob es darauf ankommt,
dass der besondere Erhebungsgrund die Abgabe auch
der Höhe nach rechtfertigt. Während im Schrifttum,
aber auch seitens des EuGH33 verbreitet anoenorrmen

20 BVerfG v. 17 .7 .2003 - 3 BvL 1/99, BVerfGE 108, 186 - A1ten-
pflegeumlage; BVerfG u 18.5.2004 - 2 BvR 2374, BVerfGE
110, 370 - Klärschlamm-Entschädigungsfonds; BVerfG v
6.7.2005 - 2 BvR 2335195, BVerfGE 113, 128 - Solldarfonds
Abfallrückführung.

21 Beispiele s. R. Wemsmonn in Hübschmann/Hepp/Spitaler,
AO-/FGO-Kommentar, $ 3 AO Rz. 161. Die Bandbreite der
tatbestandlichen Ausgestaltung ist erheblich. Älnlicfr
strukturiert wie der IHK-Beitrag ist z.B. der aus Grund-
und Zusatzbeitrag zusammengesetzte Beitrag zur Hand-
werkskammer auf der Grundlage von $ 113 Abs. 1, 2 und 3
i.Vm. $ 106 Abs. 1 Nr. 5 HandwO, der ebenfalls nach dem
gewerbesteuerrechUichen Ertrag bemessen wird; vgl. des
Weiteren: Arztekammern: Elnkünfte aus ärzilicher Tätig-
keit; Apothekerkammern: Umsatz; andere Kammern erhe-
ben von allen Mitgliedern gleich hohe Beiträge, z.B. Nota-
rkammern, Rechtsanwaltskammern.

22 R. Wemsmann in Hübschmann/Hepp/Spitale4 AO-/FGO-
Kommentar, $ 3 AO Rz. 49 und 70-359; F. Klein, D\ß1. 1959,
3 1 5  ( 3 1 8 ) .

23 BVerfG v 26.5.1976 - 2 BvR 995175, BVerfGE 42, 223 (228)r
BVerfG v.24.1.1995 - 1 BvL 18/93, BVerfGE 92, 91 (11.4);
BVerfG v. 1,7.3.2003 - 2 BvL 1/99, BVerfGE 108, 1BO (213);
P Axer GewArch. 1996, 453 (454)t P J. Tettinger in FS H. W
Kruse,2001,  S .79  (90) .

24 BVerfG v.24.1.1995 - 1 BvL 18/93, BVerfGE 92,9l (114\;

BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1 (13).
25 M. Amdtin Henneke/hnderÄValdhoff, Recht der Kommu-

nalfinanzen,2006, $ 16 Rz. 7.
26 BVerfG v 11.10.1994 - 2 BvR 633/86, BVerfGE 91, 186 (201);

BVerfG v.6.7.2005 - 2 BvR 2335195, BVerfGE 113, 1.28 (146).
27 J. Isensee in K-H. Hansmeyer (Hrsg.J, Staatsfinanziemng

im Wandel, Schriften des Vereins für Socialpolitik Bd. 134
(1983), s. 435 (440).

28 BVerfG u 26.5.1976 - 2 BvR 995175, BVerfGE 42, 223 (228).
29 BVerfG v.6.7.2005 - 2 BvR 2335195, BVerfGE 1,1,3, 128

(146 f.); P Kirchhol in Isensee/Kirchhof, HSIR W 2. Aufl.
1999, $ BB Rz. 222; P J. Tettinger in FS für H. W Kr-use, 2001 ,
s. 7e (Be).

30 BVerfG v. 18.7.2005 - 2 BvF 2/01, BVerfGE II3, 167 (221);
E Kirchhof, DSUG Bd. 29 (2006),39 (45).

31 Wie hier gegen die Auffangfunktion des Sonderabgaben-
begriffs R. Wemsmonn in Hübschmann/Hepp/Spitale4 AO-/
FGO-Kommentar, $ 3 AO R2.45; a.A. H. Joc.hum, StuW
2006,  134 (136) .

32 So aber scheinbar H. Jochum, StuW 2006, 134 (140), die
sich allerdings mit der Verbandsiast nicht auseinander-
setzt.

33 EUGH v. 31.3.20O2 - Rs. C-264l00, EuGHE 2002, I-3333
Rz. 31 ff. - Gründerzenhrrm-Betrieb-GmbH; EuGH v 21.6.
2001 - Rs., EuGHE 2001,1-4679, Rz. 33 ff, - Sonae
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wird, die Vorzugslast schlage in eine Steuer um, wenn
sie überhöht ist3a, geht das BVerfG in der Entschei-
dung zur baden-württemberglschen Rückmeldege-
bühr vom 19.3.2003 davon aus, dass über die Abgren-
zung allein die rechtliche Verknüpfung von Leistung
und Gegenleistung entscheidet3s. Ist eine Abgabe da-
nach als Vorzugslast zu qualifizieren, bleibt es unab-
hängig davon, ob Bemessung und Höhe der Abgabe
sachlich gerechtfertigt sind, bei der for-rnalen Zuord-
nung zu den Sachgesetzgebungskompetenzen der
Art. 70 ff. GG. Die überhöhte Vorzugslast mag rechts-
widrig sein, sie bteibt aber Vorzugslast3o. Dem ist zuzu-
stimmen. Zum einen führt eine formale Abgrenzung
zu klareren Ergebnissen als ein materielles Gegenleis-
tungsverständnis. Denn der Wendepunkt zwischen
überhöhter nichtsteuerlicher Abgabe und Steuer lässt
sich kaum exakt bestimmen. Zum anderen wohnt der
Lösung über die Kompetenz eine - zur Wahrung der
Begtenzungs- und Schutzfunktion der Finanzvertas-
sunfT nicht erforderliche - Rigorosität inne, weil sie
konsequenterweise dazu führen müsste, dass die Er-
hebung der überhöhten nichtsteuerlichen Abgabe
mangels Kompetenz insgesamt verfassungswidrig ist'
d.h. nicht nur in Höhe des überhöhten Teils38,

Als Konsequenz der forrnalen Abgrenzung ist aller'
dings zum einen zu fordern, dass der besondere Erhe-
bungsgrund hinreichend konkret ist, also nicht bloß
behauptet oder fingiert wird. Zum anderen muss der
Gesetzgeber den von ihm zugrunde gelegten beson-
deren Erhebungsgrund auch bei der Ausgestaltung
des Abgabentatbestandes gegen sich gelten lassen, ist
also insofern in seiner Gestaltungsfreiheit, was Abga-
benmaßstab und Abgabenhöhe angeht, festgelegt.

b) Der Kammerbeiftag ds Steuer - eine geklörle Fruge?

aa) Gewerbesteueryleiche Ausgestaltung und Wifuung
derKammerumJage

Die Schlachten um die Einordnung des IHK-Beitrags
als Steuer scheinen schon in den 1950er Jahren ge-

schlagen worden zu sein. Auch Klaus Vogel hat dj.e da-
malige These3s vom Kammerbeitrag als Steuer aufge-
geben'o. Sonderlich überzeugen kann die Einordnung

als nichlsteuerliche Abgabe jedoch, zumindest wenn

man den Umlageanteil betrachtet, nicht. Das Ergebnis

scheilt auf clen ersten Blick eher dem Satz, ,,was nicht

sein kann, das nicht sein darf"al, geschuldet. Die Rege-

lung des Kammerbeitrags stützt sich auf die Sachkom-

petenz des Ait. 74 Nr. 11 GG. Die fatale Konsequenz

der Einordnung als Steuer wäre die Rechtswidrigkeit

mangels Steuergesetzgebungskompetenz'

Zweifel entstehen durch die gewerbesteuergleiche

Ausgestaltung cler Kammelxmlage42' Wie kann es

sein, dass zl ei ldentisch ausgestaltete Abgaben unter-

schledlich qualifiziert werden? Die Kammerumlage

wirkt nicht nur moleneJJ wie eine nveite Gewetbesteuet

Sie gleicht dieser auch in ihrer technischen Ausge-

staltung durch $ 3 Abs. 3 Satz 5 IHKG. Die Umlage

wird auf clieselbe Ben-ressungsgrundlage, den Gewer-

beertrag, erhoben. Sie knüpft sogar formal an den Ge-

lr-erbesteuernessbescheicl antt.  Auch der Kreis der

Abgabenschulclner rst identisch' er wird ledigl ich

technisch insofern anders bestimmt, als $ 2 GewStG

eine geu-erbl iche Tätigkeit i .S.d' Einkommensteuerge-

setzes loraussetzt,  l  ährend $ 3 Abs. 2 IHKG auf die

Karrmerzugehörigkeit abstel l t ,  die sich aber gem' $ 2

Abs. 1 IHKG clanach bestinnt, ob ein Unternehmen

zur Gerrerbesteuer r-eranlagt u' ird". Schl leßi ich kann

nit r iem EuGH ar.rch das Fehien einer Obergrenze als

Inci iz fur eine Steuer gewertet werdent5. Dabei geht es

nicht mehr um die Tätfrage, ob der lHK-Beitrag über-

höht ist, sondern um eine der nichtsteuerlichen Abga-

be rvesensfremde Ausgestaitung.

bb) fuhebung von einem öftentlich-techtlichen
Gemeinwesen - Kammet qls tauglicher

Steuergläubiger?

Der Hauptunterschied zwischen Gewerbesteuer und

der IHK-Umlage besteht im Abgabengläubiger' Erhe-

bungsberechtigt ist gem. $ 3 Abs. 3 IHKG die jeweilige

Industrie- und Handelskammer. Indes schließt der Um-

stand, dass die Industrie- und Handelskammern nicht

zu den in Art. 106 GG genannten Gebietskörperschaf-

ten gehören, die Qualifikation als Steuer nicht aus'

Die Verengung des verfassungsrechtlichen Steuerbe-

34 Materieller Gebührenbegriff vgl. K -D. Drüen in Tipke/Kru-
se, AO-/FGO-Kommentar, $ 3 AO Rz, 19; Kloepfer/Foll'
monn, DÖv 1988, 573 (581); P Bohle1t, Gebühren und Bei

träge, 1977, S. l24f. i  G. I ieft ,  D\81. 1977' 369 (373); R.
Wendt,Die Gebühr als Lenkungsmittel' 1975' S.54 ff.; a.A'
M. Wienbrake, Bemessungsgrenzen der Verwaltungsge-
bühr,2003, S. 154.

35 BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1 (13 f.).
36 Ebenso G. Schiller, NVwZ 2003, 1337 (1338)'
37 BVerfG v 19.3.2003 -2BvL9/98, BVerfGE 108' 1, 1. Leitsatz.
38 Zur dritten denkbaren Möglichkeit einer nur teilweisen

Kompetenzwidrigkeitvgl. G. Schiller, NVwZ 2003, 1337 f.

39 K.Vogel, DVBI. 1958, 491 (492 f.); dagegen.E Klein' D\rBl.
1959,315 f f .

40 VogelA/Valter in Bonler Kommentar, Loseblatt, Art. 105
Rz. 39 (Bearbeitung 1971); nur noch vereinzelt fanden sich
danach Autoren, die den Kammerbeitrag in die Nähe der

Steuer rückten, vgi. P Selme4 Steuerintervenlionismus
und Verfassungsrecht, 1972, 5.207: ,,Art Besteuerungs-
recht". Wenig überzeugend A. Mekt, Die mitgliedschafts-
bezogene Abgabe des öffentlichen Rechts, 1990' S. 94' der
die Einordnung als Steuer lediglich aufgmnd des von ihm

angenommenen Verstoßes gegen das Gebot der Lasten'

gleichheit ablehnt.

4l C. Morgenslem, Die unmögliche Tätsache' 1894'

42 Dem Begriff der ,,Umlage" kommt keine Bedeutung für die

AbgabenqLralifikalion zu; es handelt sich lediglich um

eine Umschreibung der Zuweisung und Verteilung von

Kosten auf die Abgabenpflichtigen, vgl. BVerfG w l7'3'

2003 -2BvL 1/99,  BVerfGE 108, 186 (213).

43 Frenzel/Jaket/hnge, IHKG Kommentar, 6. Aufl' 1999' $ 3

Rz. 70 ff.
44 Gewerbesteuerrechtliche Einordnung als allein aus-

schlaggebendes Kriterium vgt' VG Ansbach v' 14'11'2005 -

AN - 4 K 05.02434, FamRZ 2006,728. Dass in den Fällen, in

denen ein Gewerbesteuermessbetrag nicht festgesetzt

wird, auf den nach dem KSIG bzw ESIG ermittelten Ge-

winn aus Gewerbebetrieb abgestellt wird ($ 3 Abs' 3 Satz 6

Halbs. 2 IHKG) ändert hieran nichts. In diesem Fall ist die

Kammerumlage Ztsatz zur Einkommen- bzw: Körper-

schaftsteuer.
45 Vg1. EuGH v 31.3.2002 - Rs. C-264l00, EuCHE 2002, I-3333

Rz. 31 ff. - Gründerzentrum-Betrieb-GmbH; EuGH v 21'6'

2001 -  Rs. ,  EuGHE 200t,1-4679'  Rz.  36 -  Sonae'
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griffs auf die durch Bund, Lände4 Kommunen und Kir-
chen erhobenen Abgabena6 vermengt Tätbestand und
Rechtsfolge. Dass nach Art. 106 GG nur Gebietskör-
perschaften und Kirchen zur Steuererhebung berech-
tigt sind, schließt nicht aus, dass eine von einer ande-
ren Körperschaft erhobene Al-.gabe tiie lätbestands-
merkmale einer Steuer erfüilt47, soweit es sich um ei-
nen allgemeinen Finanzierungsbeitrag ohne Gegen-
leistung handelt.

cc) Besondercr Erhebungsgtund - Gegenleistungsbezug

(1) Deckung des allgemeinenFinonzbedails der
Industuie - und Hande lskamme m

Wie aus der Formulierunq von g 3 Abs,2 IHKG ein-
deutig herworgeht, dient der IHK-Beitrag der Deckung
des al)gemeinen Finanzbedarfs der Industrie- und Han-
delskammer. Für die Inanspruchnahme besonderer
Anlagen, Einrichtungen und Tätigkeiten der Kam-
mern können zusätzlich Gebühren erhoben werden
($ 3 Abs. 6IHKG).

In den Kammerhaushalten sind die Kammerbeiträge
allerdings organisatorisch aus dem allgemeinen
Staatshaushalt ausgegliedert. Schon dies könnte ge-
gen die Einordnung als Steuer sprechen'8. Beschränkt
man jedoch den Steuerbegriff nicht auf Gebietskör-
perschaften und Religionsgemeinschaften, muss die
Frage, ob hiermit ein ggü. dem allgemeinen Finanzbe-
darf gesonderter Vorteil abgegolten wird, grundsätz-
lich auf die jeweilige Körperschaft bezogen werdenne,
so dass allein aus dem Umstand, dass der Beitrag in
einem gesonderten Kammerhaushalt verwaltet wird,
nicht gefolgert werden kann, es handele sich um ei-
nen von der allgemeinen Staats- bzw Körperschaftsfi-
nanzierung unterscheidbaren Finanzierungsbeitrag,

46 So R. Wemsmann in Hübschmann/Hepp/Spitaler, AOJ
FGO-Kommentar, 0 3 AO Rz. 83; VogelNValdholl in Bonner
Kommentar, Vorbem. z. Art. 104a-115, Rz. 378; R. Mußgnug
in FS Forsthoff, 1972, S. 259 (273).

47 Wie hier K.-D. Drüen in Tipke/Kruse, AO-/FGO-Kommen-
tar, $ 3 AO Rz. lli P Se1me.( Steuerinterwentionismus und
Verfassungsrecht, 1,972, S. 192; H. W. Kruse, Lehrbuch des
Steuerrechts, 1991, S. 33; W Hetn in H. Dreier, GG, 2. Aufl.
20O4, Art.105 GG Rz. 14.

48 Vgl. BVerfG v 10.12.1980 - 2 BvF 3/77, BVerfGE,274 (305);
BVerfG v 6. 11. 1 984 - 2 BvL 1 9/83, BVerfGE 67, 256 (27 6) 1 a.A.
BVerfG v 9. 11. 1 999 - 2 BvL 5/95 BVerfGE 1 0 1, 14 1 (1 4B).

49 T. Llbber, Der Beitrag als Institut der Finanzverfassung,
1993, S. 308 ff.; BVerfG v 6.7.2005 - 2 BvR 2335195, BVerfGE
113, l2B (146) lässt sich insofern nicht übertragen, als die
dortige als Mitgliedsbeitrag des Solidarfonds Abfallrück-
führung erhobene Abfallausfuhrabgabe einem ganz spezi-
fischen Zweck diente.

50 Im Unterschied zu ,,fiskalischen" Beiträgen lm engeren
Sinne wie z.B. Erschließungsbeiträgen, vgl. BVer-wG v
3.9.1991 - 1 C24lBB, GewArch. t992,28 (29).

51 BVerwG v.26.7.199O - 1 C 45187, NVwZ 1990, 1167;BVerwG
v 3.9.1991 - | C 24/BB, GewArch. 1592,28 (29); BVer-wG v
3.5. 1 995 - 1, B 222 I 93, GewArch. 199 5, 425 (426).

52 St. Rspr., vgl. BVerwG v.25.1,1.1971 - 1 C 48.65, BVer-wG 39,

(2) Gegenleistungsfiktion des BVerwG: ,,Beiftag im
rechtlichen Sirute"

Das BVerwG ordnet den lHK-Beitrag gleichwohl als
,,Beitrag im rechtlichen Sinle"50 ein. Zwar stünden
ihm weder konkrete Leistungen noch individuell be-
stimmbare Vorteile gegenübe4 die fehlende Individua-
lisierbarkeit der Vorteile aus der Kammertätigkeit er-
gebe sich aber aus der ,,besonderen Natur" des Kam-
merbeitragss'. Der Zusammenhang zwischen dem Er-
hebungsanlass und dem Vorteil des Pflichtigen könne
sich zu einer ,,bloßen Vermutung des Vorteils verflüch-
tigen"52.

Diese Einordnung auf der Grundlage der Frklron ist
nicht haltbat'". Wenn das Tätbestandsmerkmal der Ge-
genleistung das enlscheidende Ab grenzungskriterium
zwischen Steuer und Vorzugslast sein soll, anderer-
seits aber jedweder abstrakte Vorteil für ausreichend
erachtet wird, verliert das Kriterium jede Unterschei-
dungskraft, Vorzugslasten sind gerade durch Indivi-
dualäquivalenz gekennzeichnet. Zwischen Kammer-
beitrag und Kammertätigkeit bzw Vorteil aus der
Kammertätigkeit besteht aber lediglich eine General-
äquivalenz, Aldernfalls ließe sich auch die Gewerbe-
steuer als nichtsteuerliche Abgabe einordnen. Auch
der Gewerbesteuerpflichtige hat einen abstrakten
Vorteil aus der Tätigkeit der Gemeinde, an die er die
Gewerbesteuer entrichtet. Der einzige Unterschied
ist, dass die Kammer eine Personalkörperschaft, die
Gemeinde dagegen eine Gebietskörperschaft ist, so
dass insofern nicht von Mitgliedschaft im korporatisti-
schen Sinneso gesprochen werden kann.

(3 ) Abgeschwöchter G egenleistttngsbezug bei
Verbandslasten im Hinblick auf die Vorteile aus der
Mitgliedschaft

Im Schrifttum wird der fehlende unmittelbare Gegen-
leistungsbezug durch die Figur der sog. Verbandslasfs
bzw. Mitgliedsabgabesq übermrnden. In der Mitglied-
schaft wird ein ausreichender ,,besonderer Erhe-

100  (108 ) .

53 Kritisch ebenfalls C. Behlert, Staffelung von Leistungsent-
gelten der Verwaltung nach dem Einkommen der Nutze4
2002, S. 119; T. Llbber, Der Beitrag als Institut der Finanzver-
fassung, 1993, 321 ff. Insofern stimmiger BVerwG v 23.5.

1973 -  IV C 21, .70,  BVerfGE 42,210 (21,7) ,  wo der Bei t rag

zum niedersächsischen Wasserwerband a1lein mit der Mit-
gliedschaft begründet und das Erfordernis eines äquiva-
lenten Vorteils ausdrücklich verneint wurde,

54 Ztr Bedeutung des korporationsrechtlichen Charakters

des Kammerbeitrags vgl. P J, Tettinger in FS H. W Kruse,

2001, s. 79 (80).
55 E Klein, DVBI. 1959, 3 15 (3 18 f.)t H. W. Kruse, Steuerrecht I,

3. Aufl. 1973, S. 16 f.,23; Frenzel/Jitkel/Junge, IHKG, Kom-
mentar, 1999, $ 3 Rz. 43; P J. Tettinger in FS H. W Kruse,

2001, S. 79 (89 ff.); a.A. H.-M Meche, GewArch.1986, 122
(123), der die Rechtsfigur der Verbandslast auf die Fälle

der zur Erfüilung einer gesetzlichen Unterhaltspflicht ver-
pflichteten Mitglieder einer Lastengemeinschaft be-

schränken will.
56 P Axer GewArch. 1996, 453 (458); C. Behlert, Staffelung

von Leistungsentgelten der Verwaltung nach dem Ein-

kommen der Nutze4 2002, S. l20i zur Begrifflichkeit vgl.

auch A. Me*t, Dre mitgliedschaftsbezogene Abgabe des

öffentlichen Rechts, 1990, S. 36 ff.
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bungsgrund" gesehenst, Die Verbandslast sei Gegen-
leistung für die Tätigkeit der Kammer, die den Kam-
mermitgliedern zumindest mittelbar zugutekommess.
Die erhebungsberechtigte Körperschaft verschaffe ih-
ren Mitgliedern spezifische Vorteile, die eine ,,Gegeii-
leistung im weitesten Sinne"su darstellten. Ar-rders als
in die Steuerpflicht werde man in die Beitragspflicht
nicht hineingeboren, sondern die Zwangsmitglied-
schaft sei Folge einer Freiheitsbetätigung (Ausübung
eines bestimmten Berufs)60. Zum Teil wird auch aus
der Verfassungsmäßigkeit der Pflichtmitgliedschaft
automatisch auf die Verfassungsmäßigkeit der Abga-
benerhebung geschlossen"' und auf den besonderen
Gegen leisLun gsbezu g ganz ve rzichtet.

In eine ähnliche Richtung geht die vom BVerfG rezi-
pierten' Rechtsprechung des BVer-wG zr umwelftechtli-
chen Verbandsloslen, z.B. Mitgliedsbeiträgen zu einem
Wasserverband. Des Nachweises eines äquivalenten
Vorteils des Umlagepflichtigen bedürfe es nicht.r. Die
Verbandslast sei die ,,selbstverständliche Folge"oo ei-
ner gesetzlich angeordneten Pflichtmitgliedschaft. ,A1-
lerdings hat das BVerwG mit Blick auf diese Judikatur
des BVerfG herausgestellt, dass aus seiner Sicht die
Mitgliedsbeiträge zu den Industrie- und Handelskam-
mern nicht als Verbandslasten einzuordnen seien,
sondern als ,,Beiträge im Rechtssinne", an deren Erhe-
bung strengere Anforderungen zu stellen seien's.
Welche das sind, bleibt offen.

2. Eigene Auffassung

Trotz der dargelegten Nähe zur Steuer spricht im Er-
gebnis mehr dafür, den lHK-Beitrag als nichtsteuerli-
che Abgabe einzuordnen. Grundbeitrag und Umlage
können als Bestandteile eines einheiUichen Kammer-
beitrags keiner getrennten Qualifikation zugeführt,
sondern der Kammerbeitrag kann nur ehheitlich ent-
weder als Steuer oder als nichtsteuerliche Abgabe
eingeordnet werden. Die gewerbesteuergleiche tat-
bestandliche Ausgestaltung der Kammerumlage steht
der Qualifikation als nichtsteuerliche Abgabe auf
einer ersten Stufe nicht entgegen, sie ist erst auf der
zweiten Stufe der inhaltlichen Ausgestaltung zu

würdigen. Zwar definiert die Kammerzugehörigkeit
- ebenso wie bei der Gewerbesteuer die Gemeindezu-
gehörigkeit - zunächst nur den Kreis der Abgaben-
schuldner und dient der räumlichen Abgrenzung der
Abgabengläubiger; es liegt irr ihr nicht automatisch
eine Gegenleistung. Der besondere Erhebungsgrund,
der den Kammerbeitrag von der Steuer unterscheidet,
liegt jedoch in den speziell durch die Mitgliedschaft
vermittelten Vorteilen66, Für die Einordnung als
nichtsteuerliche Abgabe kann ferner angeführt wer-
den, dass der Kammerbeitrag zu den herkömmli-
chenot Finanzierungsformen funktionaler Selbstver-
waltungsaufgaben außerhalb der Steuergesetzge-
bungskompetenz gehört.

Damit handelt es sich jedoch nicht um eine Vorzugs-
last, wie die ver-wirrende Begrifflichkeit des BVerwG
(,,Beitrag im Rechtssinne"6s) suggeriert, sondern um
eine Abgabe sui generisos, die aufgrund des weitge-
henden Verzichts auf einen Gegenleistungsbezug der
Sonderabgabe rnit Finanzierungszweck nahe steht.
Letztlich unterscheidet sich der Kammerbeitrag von
der Sonderabgabe nur insofern, als ihm ein korporati-
ves Rechtsverhältnis zugrunde liegt und der Abgaben-
schuldner im Gegenzug zur Abgabenpflicht Mitglieds-
rechte erhä1t70. Deshalb muss dem Kammerbeitrag
classelbe Misstrauen entgegengebracht werden, wie
den neumodischen Sonderabgabenkreationen. Allein
der Umstand einer korporatistischen Organisation in
einer Kammer gegenüber einer rein vermögensrecht-
lichen Organisationsform als Sonderfonds kann nicht
über den Prüfungsmaßstab entscheiden'r. Die Begren-
zungs- und Schutzfunktion der Finanzverfassung wird
auch durch die Kategorie der Verbandslast herausge-
fordert. Der inhalUichen Ausgestaltung sind enge
Grenzen zu setzen, um einen hinreichenden Abstand
zur Steuer zu wahtent2. Aldernfalls bestünde die Ge-
fahr, dass durch bloße Auslagerung von Staatsaufga-
ben auf Selbstverwaltungskörperschaften neue Finan-
zier-ungsquellen außerhalb der Steuergesetzgebungs-
hoheit erschlossen werdentt. Der Staat nimmt sich
mannigfaltiger Gruppeninteressen an, die sich in öf-
fenUich-rechtl ichen Personalkörperschaften,,out-
sourcen" ließen. Der Schutz des Bürgers vor abgaben-

57 C. Behlert, Staffelung von Leistungsentgelten der Verwal-
tung nach dem Einkommen der Nutzer, 2002, S. 116.

58 R. Wemsmorur in Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO-/FGO-
Kommentar, $ 3 AO Rz. 161.

59 Maunz/Dürig, GG, Art. 105 GG Rz. 14; K.-D. Dnien in Tip-
ke/Knrse, AO/FGO-Kommentar, $ 3 AO Rz. 26.

60 A. Merkt, Die mitgliedschaftsbezogene Abgabe des öffent-
lichen Rechts, 1990, S. 2.

61 in diese Richtung wohl P J, Tettinger in FS H. W Kmse,
2001, S. 79 (89 ff.); ablehnend T. Wbet Der Beitrag als insti-
tut der Finanzverfassung, 1993, S.312 ff.; W Klulh, Funk-
tlonale Selbstver-waltung, S. 312 f.; 319 f.: ,,Zirkelschluss".

62 BVerfG v 6.7.2005 - 2 BvR 2335195, BVerfGE 113, 1,28
Rz. 113.

63 Vgl. BVer-wG v.23.5.1973 - lV C 21.70, BVer"wGE 42,210
(217);BVerwG v.4.6.2002 - 9B 15102, NVwZ 2002, 1508.

64 So auch BVerfG u.9.5.1972 - 1 BvR 518162, 1 BvR 308/64,
BVerfGE 33,125 (156); BVerfG v 2.5.1961 - 1 BvR 203/53'
BVerfGE 12, 3tg (323); kritisch A. Merkt, Die mitglied-
schaftsbezogene Abgabe des öffentlichen Rechts, 1990,
s. 33 f.

65 B\,brwG v.4.6.2002 - 9B 15102, NVwZ 2002, 1508.

66 BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1 (13 f.).
67 Zugegebenermaßen ein eher schwaches Argument, s. rm

Zusammenhang mit Art. 105 Abs. 2 a GG - K. Ttpke, StRO
Bd. I I I ,  1995, S. 1103 ff .

68 Überholt ist I Isensee (FN 27), S.435: Beitrag als Bezeich-
nung für heterogene Abgabentlpen. Stattdessen ordnet
das BVerfG nichtsteuerliche Abgaben, die nicht zu den

Vorzugslasten gehören, als Sonderabgaben im engeren
bzw im weiteren Sinne eln (BVerfG v 17'3.2003 - 2BvL ll
99, BVerfGE 108, 186 [219 f']); hierzu FL Jochum, StuW
2006, r34 (136 ff.).

69 F. KirchhoI, Grundriss des Steuer- und Abgabenrechts,
2. Aufl .2001, Rz. 18.

70 BVerfG v 6.7.2005 - 2 BvR 2335195, BVerfGE 113, 128
Rz. 113.

71 So aber augenscheinl ich BVerfG v 6.7.2005 - 2BvR2335l
95, BVerfGE Il3, l2B Rz. 113 ff.

72 A.A. R. Wemsmann in Hübschmann/Hepp/Spitaler' AO/
FGO-Kommentar, $ 3 AO Rz. 51.

73 In diesem Sinne auch A. Merkt,Dte mitgliedschaftsbezoge-
ne Abgabe des öffentlichen Rechts, 1990, S. V
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rechtlichen Mehrfachzugriffen wäre dann nicht mehr
Sache der Finanzverfassung, sondern hinge allein von
der an Art,2 Abs. 1 GG zu messenden Verfassungs-
mäßigkeit der der Beitragspflicht zugrunde liegenden
Zwangsmitgliedschaft ab.

Terminologisch wird dabei jm Folgenden von der
,,Mitgliedsabgabe" bzrru: dem,,Mitgliedsbeitrag"Ta als
Unterfall der Verbandslast die Rede sein. Der Begriff
der Verbandslast ist insofern weiter, als er neben den
Beiträgen zu den traditionellen Mitgliederverbänden
des Berufsrechts und der gewerblichen Wirtschaft
auch die Zwangsbeiträge zu den sog. ,,Lastengemein-
schaften zur gemeinsamen Erfüllung einer gesetzli-
chen Unterhaltspflicht"T5 erfasstt6.

III. Zusammenhang zwischen der
Verfassungsmäßigkeit der Zwangsmitgliedschaft und

der Verfassungsmäßigkeit des Kammerbeitrags

Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit der Mitglieds-
abgabe ist, dass die sie auslösende Zwangsmitglied-
schaft ihrerseits verfassungskonfor-rn ist, und zwar
auch und gerade im Hinblick auf die Abgabenpflicht??.

Das BVerfG hält die Pflicht zur Mitgliedschaft in der In-
dustrie- und Handelskammer nach wie vor für mit dem
Grundgesetz vereinbar. Mit Kammerbeschluss vom
7 .12.2001?8 hat der 2. Senat nach 19627e abermals einen
Verstoß gegen Art. 2 Abs. I GG verneint. Die Organisa-
tion der Interessen der gewerblichen Wirtschaft in ei-
ner Selbstverwaltungskörperschaft mit Zwangsmit-
gliedschaft sei im Hinblick auf den weiten Einschät-
zungs- und Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers
auch im Lichte geänderter Rahmenbedingungen noch
verhältnismäßig. Es reiche aus, dass an der Erfullung
der der Körperschaft übertragenen Aufgaben ein ,,ge-
steigertes Interesse der Gemeinschaft" bestehe.

Sonderlich überzeugend ist diese Argumentation
nicht. Zum einen ist die in $ 1 Abs. 1 IHK in das Zen-
trum der Tätigkeit der IHK gestellte Aufgabe der Ver-
folgung der Gesamtinteressen der kammerzugehöri-
gen Gewerbetreibenden und die Förderung der ge-
werblichen Wirtschaft so allgemeh gehalten, dass sie
sich von der allgemeinen staaUichen Wirtschaftspoli-
tik nicht abgrenzen lässt. Zum anderen ist fraglich, ob
es der staatlich organisierten Mittlerrolle der Indus-
trie- und Handelskammer zwischen Staat und Wirt-

schaftso tatsächlich (noch) bedarf, Die gemeinwohl-
orientierte Verwirklichung der Interessen der Wirt'
schaft sollte keiner besonderen Vermittlung bedürfen,
sondern ureigenstes Interesse des modernen Steuer-
ui:rd Sozialversicherungsstaates sein, der auf eine
funktionierende, prosperierende Wirtschaft angewie-
sen ist. Zur Verhinderung wirtschaftsfeindlicher Ge-
setze und Durchsetzung von Grrrppenilteressen der
Wirtschaft haben sich zudem zahlreiche privatrechtli'
che Verbände und Lobbygruppen formiert, die sich
ohne staatliche Mitwirkung in Form von Zwangsmit-
gliedschaften Gehör verschaffen können. Die Verfol-
gung des Gesamtinteresses der Wirtschaft scheint an-
gesichts der fruchtbaren Zusammenarbeit der privat-
rechtlichen Wirtschaftsverbände in der sog. ,,Achter-
bande"81 bestens gewährleistet, zumal der Verzicht auf
die Zwangsmitgliedschaft keineswegs das Ende der In-
dustrie- und Handelskammern bedeuten muss. Nur
nebenbei sei bemerkt, dass die Abhängigkeit der
Kammerfinanzierung von der Gewerbesteuer, den
DIHT nicht gerade zu einem besonders glaubwürdi-
gen Advokaten der Abschaffung dieser Steuer macht,
obwohl es sich hierbei um ein zentrales Petitum der
gewerblichen Wirtschaft handelt. Die den Kammern
ebenfalls obliegende Wahrnehmung von Verwal-
tungsaufgaben auf wirtschafUichem Gebiet könnte
ebenso gut durch steuerfinanzierte staatsunmittelba-
re Behörden erledigt werden.

Indes soll hier nicht dem verfassungsrechtlichen
Streit um die Zwangsmitgliedschaft und Existenz der
Industrie- und Handelskammernnt ein weiteres Kapitel
hinzugefügt werden, sondern die Rechtmäßigkeit der
Beitragserhebung geklärt werden. Ohnehin ist die Kri-
tik am Kammerwesen als solchem müßig, nachdem
das BVerfG keinen ZweIfeI daran gelassen hat, dass es
verfassungs gerichtsfest ists:r.

Dass zwischen beiden Fragen Wechselwirkungen be-
stehen, liegt jedoch auf der Hand, Denn zum einen ist
die Verfassungsmäßigkeit der Zwangsmitgliedschaft
als abgabenkonstituierendes Tätbestandsmerkmal
notwendiges', wenn auch keineswegs hinreichende
Voraussetzung für die Annahme einer rechtmäßigen
Abgabe8s. Zum anderen wird, je weiter die der Kam-
mer übertragenen Aufgaben sind und je weniger un-
terscheidbar vom allgemeinen öffentlichen Interesse,
auch der Abstand der Mitgliedsabgabe zur Steuer im-
mer geringer. In der Terminologie der Sonderabgaben

74 Zrm Begriff des Mitgliedsbeitrags auch BVerfG v 6.7.2005
- 2 BvR 2335/95, BVerfGE ll3, l2B (149).

75  BVerwG v .23 .5 .1973 -M21.70,  BVerwGE 42,210 (217) .
76 .E Ossenbühl, DVBI. 2004, ll32 {1134).
77 BVerfG v.25.2.1960 - 1 BvR 239152, BVerfGE 10, 354 (370);

BVerfG v 2.5.1961 - 1 BvR 203153, BVerfGE 12,319 (323)i
BVerfG u. 19.12.1962 - 1 BvR 541157, BVerfGE 15, 235
(243 f.)t BVerfG v. 18.12.1974 - 1 BvR 430165, 1 BvR 259/66,
BVerfGE 38,281 (310).

78 BVerfC v.7.12.2O01 - I  BvR 1806/98, DÖV 2002, 429 (43O)t
vgl. ferner die Senatsentscheidung BVerfG v. 5.1,2.2002 -

2 BvL 5/98, BVerfGE 107,59 ff. zur funktionalen Selbstver-
waltung.

79 BVerfG v. 19.1,2.1,962 - 1 BvR541/57. BVerfGE 1,5.232.
80 Vgl. R. Stober Die Industrie- und Handelskammer zwischen

Staat und Wirtschaft, 1992.
B1 Abgeleitet aus den gemeinsamen Stellungnahmen des

Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHT),
Bundesverbands der deutschen Wirtschaft (BDI), Bundes-
verbands deutscher Banken (BdB), Zentralverbands des
deutschen Handwerks (ZdH), Bundesverbands der deut-
schen Arbeitgeberwerbände (BDA), Hauptverbands des
deutschen Einzelhandels (HdE), Gesamtverbands der deut-
schen Versicherungswirtschaft (GDV) und Bundesver-
bands des deutschen Groß- und Außenhandels (BGA).

82 Siehe dazu die verfassungsrechtliche Bewertung von Al-
ternatiwmodellen bei W. Kluth, IFK, aktuelle Stellungnah-
men 1/06.

83 So auch die Bewertung der Entscheidung des BVerfG v
7.12.2001 - 1 BvR 1806/98, DÖV 2002,429 durch R. John,
JuS 2002, 4s4(437).

84 P J. Tettinger in FS H. W Kruse, 2001, S. 79 (93).
85 Ebenso A. Mefut, Die mitgliedschaftsbezogene Abgabe

des öffentlichen Rechts, 1990, S. 10.
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fehlt es dann sowohl an der Gruppenhomogenität als
auch an der besonderen Finanzierungsverantwor-
tung86. Dieser finanzverfassungsrechtliche Aspekt
taucht in der Entscheidung des BVerfG zur Zulässig-
keit der Zwangsmitgliedschaft nicht auf. Die Ausge-
staltung der Abgabenpflicht wird nicht als eigenstän-
diges verfassungsrechtliches Problem wahrgenom-
mennt.

Dennoch erübrigen sich die i-lberlegungen zu den
rechtlichen Vorgaben für die Ausgestaltung des Kam-
merbeitrags nicht bereits im Hinblick auf die vom
BVerfG festgestellte Verfassungskonformität der
Zwangsmitgliedschaft. Die Belastung mit dem Kam-
merbeitrag stellt einen eigenständig zu rechtfertigen-
den Grundrechtseingriff dar88, Deshalb bietet auch die
Möglichkeit, Kompetenzüberschreitungen der Indus-
trie- und Handelskammern im Wege der Unterlas-
sungsklage abzuwehrensu, keinen ausreichenden
Schutz vor Verstößen gegen die Abgabengerechtig-
keit. Zwar wird damit einer unbegrenzten Aufgaben-
er-weiterung ein Riegel vorgeschoben. Die Aufgaben-
beschreibung in $ 1 IHKG ist aber derart weit gefasst,
dass allenfalls äußerste Auswüchse - wie die Verfol-
gung allgemeinpolitischer Zielee0 - unterbunden wer-
den können. Außerdem ergeben sich aus Aufgaben-
grenzen lediglich Grenzen für den Gesamtfinanzbe-
darf der Kammern, aber keine Alhaltspunkte fur die
Verteilung der Finanzierungslast auf die einzelnen
Kammerzugehörigen. Dass der Beitrag bzw die Ver-
bandslast ,,die selbstverständliche Folge der gesetz-
lich angeordneten Pfl ichtmitgliedschaft" istor, rechtfer-
tigt nur das ,,Ob" der Abgabenerhebung, nicht aber
das ,,Wie". Die konkrete Ausgestaltung der Verbands-
last bedarf einer eigenständigen Überprüfunge2.

IV Anforderungen an die inhaltliche Ausgestaltung
von Mitgliedsabgaben

1. Zweckgerechte Ausgestaltung

Da in ihm das zentrale Rechtfertigungsmoment der
nichtsteuerlichen Abgabe liegt, ist der von der reinen

Einnahmeerzielung verschiedene besondere Abga-
benzweck gleichzeitig Maßstab für die Ausgestaltung
des gesetzlichen Abgabentatbestandes.

Das BVerfG erkennt als zulässige Zwecke nichtsteuer-
licher Abgaben die Kostendeckungf3 als klassischen
Zweck der Vorzugslast, ferner den Vorteilsousgleich,
die Verhaltenslenkung sowie soziole Zwecke an, Der
jeweilige besondere Erhebungszweck muss klar im
gesetzlichen Tätbestand normiert seine4. Von den
verschiedenen möglichen Erhebungszwecken nicht-
steuerlicher Abgaben muss sich der Gesetzgeber folg-
lich auf einzelne festlegen. Die hinreichend konkrete
Festlegung des Zwecks verhindert Mehrfachinan-
spruchnahmen für ein und dieselbe staatliche Leis-
tung bzw Mehrfachabschöpfungen ein und desselben
Vorteils.

Algesichts der Heterogenität der nichtsteuerlichen
Abgaben und Abgabenzwecke ist es nicht möglich,
einheiUiche Grundsätze für die tatbestandliche Aus-
gestaltung zu entwickeln". Dementsprechend diffe-
renziert auch das BVerfG zwischen den unterschiedli-
chen Formen nichtsteuerlicher Abqaben.

2. BVerfG zu den Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen
nichtsteuerlicher Abgaben

a) Art. 3 Abs. 1 GG und der Grundsatz der
Verhöltnismaßigkeit

Zur inhaltlichen Überprüfung von Vorzugslasten zieht
das BVerfG in erster Linie Art. 3 Abs. 1 GG sowie das
Verhältnismäßigkeitsprinzip herane6. Aquivalenz- und
Kostendeckungsprinzip konkretisieren das Verhält-
nismäßigkeitsprilzip. Ihnen kommt als bereichsspezi-
fische Konkretisierungen von Art. 3 Abs. I GG - ent-
gegen der Auffassung des BVerfGeT - Verfassungsrang
zue8, weil sie den aus finanzverfassungsrechUicher
Sicht unverzichtbaren Kostendeckungszweck sachge-
recht umsetzen. Das Aquivalenzprinzip stellt dabei die
,,beitragsrechtliche Ausprägung des verfassungs-
rechUichen Verhältnismäßigkeits grundsatzes" daree.

86 B\.br fG v 11.10.1994 -  2 BvR 633/86,  BVerfGE 9i ,  186
(203 f . ) .

87 BVerfG u 7.12.2001 - 1 BvR 1806/98, DÖV 2002, 429 (431),

wo sich das BVerfG zur Abgabenpflicht lediglich die dürfti-
ge Feststellung abringt, im Hinblick darauf, dass die Tätig-
keit der IHK - obwohl es sich um eine öffentliche Aufgabe
handle - auch dem Interesse der Mitglieder diene, sei es
gerechtfertigt die Mitglieder angemessen an der Kosten-
last der Kammer zu beteiligen. Würde der IHK-Beitrag
nicht als bloßer Annex zur Zwangsmitgliedschaft, sondern
als Sonderabgabe - der er inhaltlich ist - überprüft, hätte
dieser Hinweis wohl kaum ausgereicht. Ebenso R. Jalü,
JuS 2002, 434 (437), der meint, außer der Frage der Zuläs-
slgkeit der Zwangsmitgliedschaft böten die Beitragsbe-
scheide re gelmäßig keine rechUichen Angriffsfl ächen.

88 Ebenso A. Meftt, Die mitgliedschaftsbezogene Abgabe
des öffenUichen Rechts, 1990, S. 35; a.A. J. Isensee tFN 271

s. 448.
Bg A.A. P,4xel GewArch. 1996,453 (460).
90 BVerwG u. 17,12.1981 - 5 C 56179, BVerwGE 64,298

t299 ff.).
91 BVerwG v. 1 .3.1,977 - | C 42.74, GewArch. 1977, 232i OVG

Rh.-Pf. v 23.12.1992 - 11 A 101,44192, GewArch. 1993, 289 f.;

VG Ansbach v. 14.11.2005 - AN - 4 K 05.02434, FamRZ
2006, 728 (729)i zur verfassungsrechUichen Zulässigkeit
der Pflichtmitgliedschaft s. BVerfG v. 7.t2.2001 - 1 BvR
1806/98. DÖV 2002,429.

92 Unzulässig vermengt bei P J Tettinger in FS H. W Kruse,
2001, S. 79 (91), der das Problem allein in der Zulässigkeit
der Pfl ichtmitgliedschaft sieht.

93 BVerfG v. 6.2.1979 - 2 BvL 5/76, BVerfGE 50, 217 (226)t
BVerfC v 10.3.1998 - 1 BvR 178/97, BVerfGE97,332 1345).

94 BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1 (20).
95 I lsensee fFN 27) S. 443 f.
96 Vgl. etwa BVerfG v. 6.2.1979 - 2 BvL 5/76, BVerfGE 50, 217

(227t.
97 BVerfG v. 6.2.\979 - 2 BvL 5/76, BVerfGE 50, 217 (225 If.)t

BVerfG v 10.3.1998 - 1 BvR 178/97, BVerfGEg7,332(345).
98 Zutreffend M. Wienbroke, Bemessungsgrenzen der Ver-

waltungsgebühr, 2003, S. 193 ff. (mit sorgfältiger Herlei-
tung),

99 BVerwG v 13.3.1962 - 1 C 155.59, NJW 1962, 1311 (131,2)t
BVer-wG v.25.11.1971- 1 C 48.65, BVer-wGE 39, 100 (107 f.);
BVerwG v 3.9,1991 - 1. C 24lBB, GewArch. 1'992, 28 (29);
VG Gießen v 24.9,2003 - BE2022l0L,www.iuris.de.
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Gleichzeitig misst das BVerfG dem Gebühren- und
Beitragsgesetzgeber einen weiten Entscheidungs- und
Gestaltungsspielrauml0o zu, innerhalb dessen er ent-
scheiden kann, welche öffentlichen Leistungen er ei-
ner Abgabenpflicht unterwerfen, welche Abgaben-
maßstäbe und -sätze er hierfür aufstelien und welche
über die Kostendeckung hinausgehenden Zwecke er
mit nichtsteuerlichen Abgaben anstreben will101. Die
Grenzen der Gestaltungsfreiheit werden nur in Fällen
eines,,groben Missverhältnisses" zwischen staaUicher
Leistung und G e genleistung überschrittenl02.

b) Schutz- und Begrenzungsfunktion der
Finanzverf assung

Sonderabgaben überprüft das BVerfG seit jeher pri-
mär unter dem Gesichtspunkt des Steuerstaatsprin-
zips103. Diesen Maßstab hat der 2. Senat in der rich-
tungsweisenden Entscheidung zur baden-württember-
gischen Rückmeldegebühr vom 19.3.2003 nun inso-
fern verallgemeinert, als er einen generellen Zusam-
menhang zwischen der inhaltlichen Ausgestaltung
nichtsteuerlicher Abgaben und der Schutz- und Be-
grenzungsfunktion der Finanzverfassung hergestellt
hatto':

,,Die grundgesetzliche Finanzverfassung verlöre ih-
ren Sinn und ihre Funktion, wenn unter Rückgriff auf
die Sachgesetzgebungskompetenzen beliebig hohe
Gebühren erhoben werden könnten; die Bemessung
bedarf kompetenzrechtlich im Verhältnis zur Steuer ei-
ner bes onderen, unlersch ei dung skt öf tioen t 05 Le gitima -
tion".

Drei grundlegende Prinzipien der Finanzverfassung
begrenzen danach die Auferlegung nichtsteuerlicher
Abgabenl06:

1. Nichtsteuerliche Abgaben bedürfen einer über die
bloße Einnahmeerzielung hinaus gehenden besonde-
ren sachlichen Rechffefüqung. Sie müssen sich zu-
dem ,,ihrer Art nach" von der Steuer ,,deuilich" un-
terscheiden.

2. Die Erhebung der nichtsteuerlichen Abgabe muss
der Belastungsgleichheit der Abgabepflichtigen ins-
besondere im Hinblick auf die daneben reqelmäßiq
bestehende Steuerpflicht Rechnung tragen.

3. Zur Wahrung des Grundsatzes der Vollständigkeit
des Haushaltsplans sind die erzielten Einnahmen in-
nerhalb des regulären Haushalts zu organisieren.

Diese bisher bereits zur Überprüfung von Sonderab-
gaben zur Alwendung gebrachten Grundsätze sollen
nunmehr auch für die klassischen Vorzugslasten Ge-
bühr und Beitrag'Ot gelten. Angedeutet hatte sich die-
se Hinwendung zu einer generalisierenden kompe-
tenzrechtlichen fiberprüfunglO8 bereits in der Ent-
scheidung zum sog. Wasserpfennig'on, dessen Einord-
nung allerdings im Ergebnis offen geblieben war.

Ob sich der kompetenzrechtliche Ansatz durchsetzen
wird, ist noch offen110. Berechtigt ist die Kritik, die
Kompetenznormen würden überstrapaziert, wenn sie
als ausschJjeßliche Quelle für die inhaltliche Ausge-
staltung herangezogen werdenttt. Ein sachgerechtes
System von Prinzipien zur Ausgestaltung nichtsteuer-
licher Abgaben ist vorrangig aus ArL 3 Abs. I GG und
den Freiheitsrechten zu gewinnentt'. Zu rechtfertigen
ist zum einen, warum einer bestimmten Gruppe fi-
nanzielle Sonderlasten auferlegt werden, zum ande-
ren ist innerhalb der Gruppe der Abgabenschuldner
Abgabengerechtigkeit dergestalt herzustellen,
dass die Abgabenschuldner bezogen auf den besonde-
ren Erhebungszweck der nichtsteuerlichen Abgabe
gleichheitssatzkonform zur Finanzierung herangezo-
gen werden. Den Kompetenznormen der Art. 105 f.
GG kommt aber ebenfalls rnhoJtsgestaltende Wirkung
zu, weil sie auch bei der Abfassung des Abgabentatbe-
standes zur Abstandswahrung ggü. der Steuer zwin-
gen, einerseits um die in Art. 106 GG normierte Er-
tragsverteilung nicht zu gefährden, anderseits um den
Bürger vor unkontrollierten Mehrfachzugriffen zu
schützen. Diese Funktion wird vor allem dann akti-
viert, wenn sich der Gesetzgeber vom klassischen
Entgeltzweck für die Inanspruchnahme besonderer
staatlicher Leistungen entfernt. Aus der besonders
strengen Handhabung der kompetenzrechUichen

100 So für die Ausgestaltung des IHK-Beitrags VG Freiburg v
7.10.2004 - 7 K 1555104, DSIR 2005, 126 (127); einge-
schränkte gerichtliche Überprüfbarkeit: OVG Nds. v
9.1,2.2002 - B LA 156/02, NVwZ-RR 2003, 664 (665).

101 BVerfG v 10.3.1998 - 1 BvR 178/97, BVerfGE97,332 (345).
102 BVerfG v 11.10.1966 - 2 BvR 179/64, BVerfGE 20, 257

(270); BVerfG u. 7.2.1991 - 2 BvL 24184, BVerfCE 83, 363
(392); BVerfG v 19.3.2003 - 2 BvL 9/98, BVerfGE 108, 1
t19). Dabei ist ein Grrnd für die Reduktion der Kontroll-
dichte auf ein ,,grobes Missverhältnis" zwischen der Aus-
gestaltung der nichtsteuerlichen Abgabe und dem ver-
folgten Abgabenzweck nicht erslchUich. Eine derartige
Einschränkung lässt sich weder aus dem Normtext der
Finanzverfassung noch der von einer zweckwidrig aus-
gestalteten Abgabe verletzten Gnindrechte ablesen. Zur
Verwaltungsvereinfachung im Massenverfahren uner-
lässliche Typisierungen schließt dies nicht aus, aber auch
sie sind regulär an Art. 3 Abs. I GG zu messen.

103 Grundlegend BVerfG v 10.12.1980 - 2 BvF 3/77, BVerfGE
55,274 (304 ff.).

104 Vgl. BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1, 1.
Leitsatz. Zur Bedeutung dieser Entscheidung für die Dog-
matik der Vorzugslasten M. Kaulmarm in HennekeÄVald-

hoff/Pünder Recht der Kommunalfinanzen, 2006, $ 15
R2,54; G. Schiller, NVwZ 2003, 1337; T. Jobs, LKV 2003,
350 ff.; C. Winterhoff, DÖV 2007, 321 (322 f.) und kritisch
B. SchaIIanik, NJW 2003, 3250 ff.

105 Hervorhebung nur hier; vgl. auch BVerfG u 17.3.2003 - 2
BvL 1/99, BVerfGE 108, 186 (216): ,,deutliche" Unterschei
dung.

106 BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1 (16 f.) ; fer-
ner BVerfG v 7.11.1995 - 2 BvR 413lBB, BVerfGE 93, 319
(342 ff.\ und st.Rspr. zu Sonderabgaben z.B. BVerfG v
11.10.1994 - 2 BvR 633/86, BVerfGE 91, 1BO (202f.);
BVerfG v. 6.7.2005 - 2 BvR 2335/95, BVerfGE ll3, 128
(146 ff .) .

107 BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1 (17).
108 BVerfG v 10.12.1980 - 2 BvF 3/77, BVerfGE 55, 274

(298 ff.).
109 BVerfG v 7.11.1995 - 2 BvR 4l3lBB, BVerfGE 93, 319

(342 ff.).
110 Zur Frage der Rezeptlon durch den 1. Senat skeptisch

c. winterhofl, DÖv 2007, 321 (342 f.).
1,11 B. Schaffanik, NJW 2003, 3250 (3252).
112 Ebenso G. Schiller NVwZ 2003, 1337 (1339).
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wird nicht dem einzelnen Mitglied gegenüber geleis-

tet, sond.ern der Gesamtheit aller Mitglieder' Dies be-

deutet aber nicht, dass das Aquivalenzprinzip unan-

wendbar wäre. Der Kammerbeitrag ist Aquivalent der

Mitglied,schaft. Da von der Gleichwertigkeit der mit-

gliedschaftlichen Rechte und Pflichten auszugehen ist

und in der Mitgliedschaft der besondere, die Abgren-

zung von der Steuer begründende Erhebungszweck
liegt'21, gelangt man daher grundsätzlich, soweit sie

sich nicht konkreten Leistungen gegenüber einzel-

nen Kammerangehörigen zuordnen lassen, zu einer

gleichmäßigen üerteilung der Kosten nach Köpfen122'

in der Folge käme es für alle Mitglieder zu gleich ho-

hen Beiträgen1". Auch der Umstand, dass ein kam-

merzugehöriges Unternehmen keine Gewinne bzw

Verluste macht, steht einer Inanspruchnahme grds'

nicht entgegen, da auch ihm die Tätigkeit der Kam-

mer zugute kommtt2a. Andererseits lässt sich eine

nach oben hin unbegrenzte Abgabenlast nicht mit

dem besonderen Erhebungsgr-und der gleichmäßigen

Umlegung der durch das Tätigwerden der Kammern

verursachten Kosten vereinbaren'

b) VorleilsabschöpIung und Leistungsfähigkeitspinzip

Das BVer-wG greift indes zur Legitimation des IHK-Bei-

traqs zusätzlich zu dem aus seiner Sicht weitgehend

wirkungslosen Aquivalenzprinzip auf den Gedanken

der Vorteilsabschöpfung zurück'2t, Vorteilsabschöp-
fung gehört zu den vom BVerfG anerkannten Zwe-

cken nichtsteuerlicher Abgabent'6. Dabei kann es al-

Ierdings nur um die Abschöpfung von Sondervortei-
lent" gehen, die auf staaUiches Handeln zunickzufüh-

ren bzw dem Staat unmittelbat zurechenbat sindt2s' Nur

eine auf derartige Sonderworteile beschränkte Ab-

schöpfung wahrt die Distanz zur Steuer,

Zutreffend ist, dass zur allgemeinen Finanzierung ei- Das Problem der Abschöplungsabgaben liegt sowohl

ner Selbstverwaltungskör:perschaft erhobene Mit- in der Identifikation des zurechenbaren Sondetwor-

gliedsabgaben mangels eines konkreten Gegenleis- teils als auch in seiner sachgerechten Bemessungl2e'

i..r.rgrrr"rfratt risses nicht nach dem Prinzip dei Indivi- Nutzenmaßstäbe haben gegenüber Leistungsmengen-

Ouuiaquirratenz'ro bemessen werden können. Die Auf- maßstäben den Nachteil, dass sich der Nutzen meist

rechterhaltung der organisation der Körperschaft lediglich indirekt quantifizieren lässtr3"' Die vorteils-
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Vorgaben im Bereich der Sonderabgaben lässt sich
schließen, dass je steuerähnlicher die nichtsteuerli-
che Abgabe ist, desto strenger auf die Einhaltung der
verfassungsrechtlichen Vorgaben geachtet werden
muss"".

3. Zu den Prinzipien derAusgestaltung von
Mitgliedsabgaben

a) Aquivalenz- und Kostendeckungsprinzip

Damit stellt sich die Frage, welche spezifischen Legiti-
mationsprinzipien für die Mitgliedsabgabe gelten'
Dass der Kammerbeitrag zum ,,tradierten Bestand
staaUicher Tätigkeit" gehört, schließt auch nach Auf-
fassung des BVerfG lediglich gr-undsätzliche Beden-
ken gegen di.e Erhebung aus, entbindet aber nicht von
der Forderung einer von Steuern unterscheidbaren in-
haltlichen Aus gestaltung"'.

Das BVer-wG geht in ständiger Rechtsprechung. davon
aus, auch für den Kammerbeitrag gelte das Aquiva-
lenzprinziplls, relativiert diese Aussage aber sogleich
wieder mit der Feststellung, aus dem Aquivalenzprin-
zip ergäben sich für diesen Typus von Beiträgen ,'re-
gemaRig keine konkreten Alforderungen""6. Diese
wenig überzeugende Leerformel stößt im Schrifttum
zu RJcnt auf Kritik"t. Josef Isensee etwa hält das Aqui-
valenzprinzip von vornherein für nicht anwendbar,
weil die Mitgliedsabgabe nicht auf einen einzelnen
Zweck, sondern einen ,,globalen, unspezifischen Fi-
nanzbedarf" ausgerichtet sei"8. Peler Axer meint, die
alleinige Grenze für.die Bemessung von Verbandlas-
ten liege statt im Aquivalenzprinzip im Kostende-
ckungsprinzip. Die Mitgliedsabgabe dürfe die zur Er-
füllung der Aufgaben der Kammer erforderlichen
Kosten nicht übersteigentt''

113 So auch H. Jochum, StuW 2006, 134 (140)'

114 BVerfG v. t0.10.1972 - 2BvL 51/69, BVerfGE 34' 52 (61);

BVerfG v. 24.1.1995 - 1 BvL 18/93, BVerfGE 92, 91 (113);

BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1 (17); a'A'

R. Wemsmann in Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO-
Kommentar, $ 3 AO Rz. 51.

115 BVerwG v 13.3.1962 - 1 C 155.59, NJW 1962, 1'311 (1312)t

BVerwG v.25.It . I97l - 1 C 48.65, BVerwGE 39, 100 (107);

BVer-wG v 25.7.1989 - 1 B 109/89, GewArch. 1989' 328;

BVerwG v 26.7.1990 - 1' C 45187, NVwZ 1990' 1167.
BVer-wG v 26.7.1990 - I C 45187, NVwZ 1990' 1167.
P J. Tettinger in FS H. W Kruse,2001' S' 79 (87)i J. Isensee

in GS W K. Geck, 1989, S. 355 (375); ders. (FN 27) 5.448;

P Axel GewArch. 1996,453 (459).
J. Isensee FN 27) S. 448.
P Äxe4 GewArch. 1996,453 (459).
Zur Begrifflichkeit K. Tipke, SIRO Bd. II' 2' Aufl. 2003,

s. 476.
121 P Axet GewArch. 1996,453 (459).
122 Ebenso BGH v 8.7.2002 - NoZ 25101, NJW 2002,3026'

123 Ebenso C. Behlert, Staffelung von Leistungsentgelten der

Verwaltung nach dem Einkommen der Nutzer, 2002'

S. 124; und grundsätzlich auch P J' Tettinger in FS H' W
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t t  t

Kruse,2001, S. 79 (91 f.) .
1,24 Zutt. VG Regensburg v 1.6.1995 - RO - 5 K 95'314, Gew-

Arch. 1995, 480; VG Darmstadt v 19'8'1997 - 3 E 528197 '

GewArch. 1997, 475 (Zulässigkeit der Erhebung bei Ver-

lust); VG Koblenz v 17.6.1996 - 3 K 3079/95, GewArch'

1996, 418 (kein Gebot progressiver oder linearer Ausge-

s ta l t  ung des  IHK-Be i  l ragssys tems) .
125 BVer-wG v 26.6.1990 - 1 C 45187, NVwZ 1990, 1167'

126 B\/erfG v 8.6.1988 - 2BvL 9/85, BVerfGE 78' 249 (267 ff');

BVerfG v 7.11.1995 - 2 BvR 413/BB, BVerfGE 93, 319 (344);

BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL9/98, BVerfGE 108, 1 (18)'

127 H. D. Joross, Nichtsteuerliche Abgaben und lenkende

Steuern unter dem Grundgesetz, 1999, S' 3Bi H' Jochum'

StuW 2006, 134 (143).

L28 Dant ausführlich D. Dfimann, Nichtsteuerliche Abgaben

im Steuerstaat 2000, 2I9 ff'; s. ferner I Oster]oir, NVwZ

1991, 823 (827).
129 BGH v. 832O02 - NoZ 25101, NJW 2002, 3026 (3027h

T. Wbe\ Der Beitrag als Institut der Finanzverfassung'

1993, S. 270 ff i R. Wemsmonn in Hübschmann/Hepp/Spi
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130 D. Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz' Ein Beitrag

zum allgemeinen Abgabenrecht' 1973, S' 201 '
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abschöpfung arbeitet deshalb in der Regel mit Vermu-
tungen. Da es sich bei den Vorteilsabschöpfungsabga-
ben um eine heterogene Gruppe handelt, muss dabei
weiter differenziert werden: Subventionsabschöp-
fungsabgaben, die wie die Fehlbelegungsabsabel:rr zu
Unrecht empfangene Subventionen zurückführen sol-
len, sind am Subventionsvorteil zu bemessent3'. Bei
Umweltabgaben zur Abschöpfung der (Sonder-)Nut-
zung öffentlicher Güter wie dem sog. Wasserpfen-
nigt"" orientiert sich das Entgelt an der Nutzungsmen-
ge, wobei der Preis pro Nutzungseinheit mangels Erst-
ellungskosten im Weg politischer Festlegung ermittelt
werden muss. Die Vefleihungsgebüht, die ebenfalls in
den Kreis der Vorteilsabschöpfungsabgaben gehörtl3a,
ist, da sie nicht Entgelt für die Velwaltungskosten der
Rechtseinräumung, sondern für den Sonderworteil des
eingeräumten Nutzungsrechts ist, an dessen Wert zu
bemessent".

Fraglich ist, ob jenseits der mit der (Zwangs-)Mitglied-
schaft verbundenen mitgliedschaftlichen Rechte aus
der Kammerzugehörigkeit ein Sondervorteil resultiert
und wie sich dieser sachgerecht bemessen lässt. Nach
Alsicht des BVerwG soll der Gedanke der Vorteilsab-
schöpfung insbesondere die Beitragsstaffelung sowie
die ertragsabhängige Umlage rechtfertigen. Eine Dif-
ferenzierung der Beitragssätze sei zulässig, wenn sie
den wesenUichen Verschiedenheiten der Mitglieder
Rechnung trägt'36. Dem liegt die Annahme zugrunde,
dass die Mitgliedschaft nicht allen Mitgliedern den
gleichen Vorteil verschafft,

Es ist in der Tät denkbar, dass die Tätigkeit einer Kam-
mer einzelnen Gruppen der Mitglieder in unterschied-
licher Weise zugute kommt, etwa wenn die Interessen
bestimmter Bemfsgruppen, weil sie regelmäßig auch
durch eine andere Kammer vertreten werdenl37, nur
am Rande mitverfolgt werden. Nach Auffassung des
BVer-wG rechtfertigt der Gedanke der Vorteilsab-
schöpfung jedoch nicht nur eine Diflerenzierung zwi-
schen einzelnen Gr-uppen, sondern auch die Bemes-
sung anhand der im Gewerbeertrag ausgedrückten
Leishngstahigkeit der Kammermitglieder. Die An-
knüpfung an einen steuerlichen Maßstab stehe nicht
in Widerspruch zum Aquivalenzprinzip, weil sich in
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Kammer-
mitglieder ,,das Gewicht des Vorteils" abbilde, den der
Beitrag abgelten soll.
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Diese Auffassung ist gleich aus zwei Gründen nicht
haltbar. Zum einen ist die im wirtschaftlichen Erfolg
ausgedrückte Leistungsfähigkeit kein Indikator für
unmittelbar auf die Kammertätigkeit zurückzuführen-
de Sondervorteile, zum anderen verletzt die Abschöp-
fung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit durch
eine nichtsteuerliche Abgabe die finanzverfassungs-
rechtlichen Kompetenzzuweisungen. Indem das
BVerwG zur Rechtfertigung der Bemessung anhand
des Gewerbeertrags das Leistungsfähigkeitsprinzipr3s
als originär steuerrechflichen Gestaltungsmaßstab
heranzieht, verwischt es die Grenzen zur Steuerl3e.

Zudem ist nicht die Abschöpfung irgendwelcher Vor-
teile sachgerecht, sondern nur solcher Vorteile, die
auf die Tätigkeit der Kammern zurückzuführen sind.
Der wirtschaftliche Erfolg eines Kammerzugehörigen
lässt sich aber weder unmittelbar noch mittelbar auf
die Zwangsmitgliedschaft in einer öffentlich-rechtli-
chen Selbstverwaltungskörperschaft zurückführen.
Anders als die Verleihungsgebühn die man zumindest
bei typisierender Betrachtung am durch die Nutzung
des eingeräumten Rechts er-wirtschafteten Ertrag be-
messen kanntao, weil erst die Rechtseilräumung die
wirtschaftliche Betätigung ermöglicht, ist die Zwangs-
mitgliedschaft in berufsständischen oder gewerbe-
rechtlichen Kammern nicht Voraussetzung für die
wirtschafUiche Betätigung, sondern schränkt diese
ein. Das Recht, wirtschaftlich tätig zu werden, folgt un-
mittelbar aus ArL 12 und Art,2 GG, Soweit die Tätig-
keit der Kammern zu einer günsügen Beeinllussung
der rechtlichen Rahmenbedingungen führt, schlägt
sich dieser Vorteil allenfalls in besseren Erwerbschan-
cen nieder. Fraglich ist bereits, ob sich die Verbesse-
rung der Erwerbschancen der Betätigung der Kam-
mern hinreichend konkret zurechnen lässt"'. Aber
selbst wenn man dies bejaht, würde sich - unter der
Prämisse, dass derartige Erwerbschancen für größere
Unternehmen mehr wert sind - allenfalls eine gößen'
klassenabhttngige Beitagsstaffelung rechtfertigen las-
sen, nicht aber eine Bemessung an der im Ertrag aus-
gedrückten individuellen Leistungsfähigkeit. Der Ge-
werbeertrag ist das Resultat dessen, was der Gewerbe-
treibende aus diesen Chancen gemacht hat, und we-
der unmittelbar noch mittelbar auf die Kammertätiq-
keit zurückzuführen.
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131 BVerfG v 8.6.1988 - 2BvL 9/85, BVerfGE 78,249 (267 ff.).
132 Dieser liegt bei öffentlich gefördertem Wohnungsbau in

der ermäßigten Miete und war damit folgerichtig als Auf-
schlag auf den Mietpreis pro Quadratmeter bemessen.

133 BVerfG v 7.11.1995 - 2 BvR413/BB, BVerfGE 93,319.
134 VgL J. Heinlich, Die Verleihungsgebühr als Umweltabga-

be, 1996, S.255 ff.; R. Wemsmatln in Hübschmann/Hepp/
Spitaler, AO-/FGO-Kommentar, $ 3 AO Rz. 283 ff

135 Hierzu ausführlich J. Heimlich, Die Verleihungsgebühr
als Umweltabgabe, 1 996, S. 27 4 fI.

136 BVerwG v 3.5.1995 - 1 B 222193, GewArch. 1995, 425
(426); BVerwG v 26.1.1993 - 1 C 33/89, BYerwGE 92,24
(261.

137 So z.B. bei Doppelmitgliedschaft von in gewerblicher
Rechtsform organisiertem Freiberufler, vgl. $ 3 Abs.4
Satz 2 und 3 IHKG; s. dazu aber auch - eine Pflicht zur
Ermäßigung der Beiträge zur Handwerkskammer ableh-
nend - BVer-wG v. 26.4.2006 - 6 C 19/04, BVerwGE 125,

384 ff.; OVC Nds. v 13.12.2001 - B L 4694199, DVBI. 2002,
420 (Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG, wenn von im öffent-
Iichen Dienst angestellten Arzten derselbe Beitrag erho-
ben wird wie von niedergelassenen Arztenl.

138 BVerwG v 26.7.1990 - | C 45187, NVwZ 1990, 1167; OVG
NWv 29.4.1998 - 4 A23B/97, GewArch. 1998,413 (414).

139 Ebenso T, Ubber Der Beitrag als Inslitut der Finanzverfas-
sung, 1993, S. 330 ff.; E. Heyen, D\ß1. 1956, 2BB (2Bg).

140 J. Heimlich, Die Verleihungsgebühr als Umweltabgabe,
1996, S. 280 ff .

141 Insofern zu Recht zweifelnd D. Drömann, Nichtsteuerli-
che Abgaben im Steuerstaat, 2000, S.355, der zwischen
der,,Verstetigung der eigenen Reproduktionsfähigkeit"
durch die Bereitstellung staaUicher Rahmenbedingungen
und die ,,Verbreiterung der Reproduktionsbasis" durch
Rechtsverleihung differenziert und nur in Ietzterem über-
haupt einen Anknüpfungspunkt für nichtsteuerliche Ab-
gaben sieht.
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c) Abgabenstaffelung und soziole Zwecke

Auch aus sozialen Gründen, lässt sich eine am Leis-
tungsfähigkeitsprinzip ausgerichtete Bemessung von
Mitglie dsab gaben nicht rechtJertigen'02. Die Umvertei-
lung durch Anknüpfung an die wirtschafUiche Leis-
tungsfähigkeit ist dem Instrument der Steuer vorbe-
halten.

Allerdings ist trotz des Spannungsverhältnisses mit
dem Aquivalenzprinzip verfassungsgerichtlich aner-
kannt, dass auch Vorzugslasten nach sozialen Ge-
sichtspunkten ausgestaltet werden können' Akzep-
tiert hat das BVerfG eine degressive Gebührengestal-
tung unterhalb einer,,kostenorientierten Obergren-
ze" r':'. Die sozialstaatlich be gründete Gebührenstaffe-
Iung darf das Aquivalenzprinzip und den Zusammen-
hang zwischen öffentlicher Leistung und Abgabe je-
doch nicht vollständig außer Kraft setzen. Im Kinder-
gartengebühren-Beschluss hat das BVerfG eine Ge-
bührenstaffelung für runter dem spezifischen Blick-
winkel der Abgabengerechtigkeit unbedenklich" er-
achtett'n, wenn,,auch die NutzeL die die volle Gebühr
zahlen, ... nicht zusätzlich und voraussetzungslos zur
Finanzierung allgemeiner Lasten und vor allem nicht
zur Entlastung sozial schwächerer Nutzer herangezo-
gen (werden), ... sondern auch diejenigen Kindergar-
tenbenutze4 die die volle Gebühr zahlen, ... in den Ge-
nuss einer öffentlichen Infrastrukturleistung (kom-
men), deren Wert die Gebührenhöhe erheblich über-
steigt."

Wenn eine degressive Staffelung selbst bei Gebühren
mit konkretem Gegenleistungsbezug für zulässig er-
achtet wird, muss dies erst recht für die Mitgliedsab-
gabe geltenlas. Damit lassen sich Mitgliedsbeilräge un-
terhalb der rechnerisch durch Aufteilung der Gesamt-
kosten nach Köpfen ermittelten Beitragshöhe ohne
weiteres rechtferlig en.

Doch wie soll eine derart aus sozialen Erwägungen er-
mäßigte Mitgliedsabgabe finanziert werden? Lehnt
man einen unter dem Gesichtspunkt der Vorteils-
abschöpfung für einzelne Kammerzugehörige über
ihren rechnerischen Anteil an den Gesamtkosten
hinausgehenden Beitrag ab1a6, stellt sich die Frage, ob
- wie im Sozialversicherungsrecht - im Hinblick auf
eine zwischen den Kammerzugehörigen bestehende
Solidargemeinschaft die Festsetzung höherer Beiträge
gegenüber leistungsstärkeren Mitgliedern zulässig
ist1a7. Verneint man dies, bliebe als A-lternative nur ein
Zuschuss aus Steuermitteln zur Subventioniemng de-
gressiv gestaffelter Beiträge bzw eine deuUiche Ein-
schränkung der Kammertätigkeit auf ein Maß, das
durch einen sozial verträglichen Einheitsbeitrag zu fi-
nanzieren ist.

Grundsätzlich besteht zwischen den Zwangsmitglie-
dern einer Kammer ebenso wenig eine Solidarge-
meinschaft wie zwischen den Nutzern öffentlicher
Einrichtungen''8. Die leistungsstarken Kammermit-
glieder sind für die Leistungsschwäche der anderen
Mitglieder nicht verantwortlich. Nur wenn man der
Argumentation des BVerfG zur Verteidigung der
Zwangsmitgliedschaft folgt"e, besteht im Hinblick auf
die Durchsetzungsmacht des Gesamtinteresses der
Wirtschaft ein Interesse der ertragsstarken Unterneh-
men daran, dass auch kleine, ertragsschwache Unter-
nehmen der Kammer angehören' Allerdings erstreckt
sich dieses Interesse wohl nicht auf die Beitragsreduk-
tion. Im Übrigen sind die Interessen von Unterneh-
men unterschiedlicher Größenklassen keineswegs
immer gleichgerichtet, sondern stehen - z.B. im

Steuerrecht - häufig in einem Spannungsverhältnis'
Auch das spricht gegen die Annahme von Solidar-
pflichten. Umverteilungspotential resultiert damit al-
lein aus der soeben angesprochenen Möglichkeit ei-
ner größenklassenabhängigen Beitra gsstaffelung.

4. Zusammenfassung der verfassungsrechtlichen
Anlorderungen an die Ausgestaltung von
Mitgliedsabgaben

Nicht nur neuartige, sondern auch hergebrachte Fi-
nanzierungsinstrumente nichtsteuerlicher Art wie die
Mitgliedsabgaben als Unterfall der Verbandslast sind
daraufhin zu überprüfen, ob sie einen hinreichenden
Abstand zur Steuer wahren. Für die inhaltliche Ausge-
staltung ergeben sich foigende Anforderungen:

l.Soweit Kosten der Verbandstätigkeit nicht durch
Gebühren abgedeckt werden können, sind sie aus-
gehend von der Gleichwertigkeit der Mitgliedschaft
grundsätztich gleichmäßig auf alle Verbandsmitglie-
der umzulegen.

2.Das Leistungsfähigkeitsprinzip scheidet als Prinzip
der Bemessung von Mitgliedsabgaben aus. Eine Bei-

tragsbemessung auf der Grundlage von Ertrag, Ge-
winn oder Einkünften ist mit der Schutzfunktion der

Finanzverfassung unvereinbar, weil sie zu einer
steuergleichen Aus gestaltung führt.

3.Ein der Höhe nach unbegrenzter Mitgliedsbeitrag
ist verfassungsrechtlich unzulässig. Der besondere
Erhebungszweck begrenzt die nichtsteuerliche Ab-
gabe der Höhe nach.

4.Zu1ässig ist unter dem Gesichtspunkt der Vorteils-
abschöpfung allerdings eine nach Größenklassen
gestaffelte Beitragsgestaltung. Eine Beitragsstaffe-
lung ist ferner aus sozialen Gesichtspunkten zuläs-

sig, allerdings nur in Form der Reduktion des Mit-
gliedsbeitrags unter den durch proportionale Auf-

142 So aber BVerwG v 25. 11. 1 97 1 - I C 48.65, BVer-wGE 39' 1 00
(108);BVerwG v 26.6.1990 - |  C 45187, NVwZ 1990' 1167.

143 BVerfG v 9.5.1989 - 1 BvL 35/86, BVerfGE 80' 103 (107);

BVerfG v 10,3,1998 - 1 BvR 178/97, BVerfGE 97, 332
(346 f.); BVerfG v 19.3.2003 - 2BvL 9/98, BVerfGE 108, 1
(18) .

144 BVerfG v 10.3.1998 - 1 BvR 178/97, BVerfGE 97, 332
(346 f.).

145 So im Ergebnis trotz Bedenken auch J Isensee (FN 27)
S. 448: Die Beitragsbemessung gehe ,,an die Grenzen ih-

rer Möglichkeiten, wenn sie Beitragsklassen nach der

Höhe des beruflichen Einkommens bilde".

146 Siehe dazu soeben IV3.b).

147 So scheinbar W. Junge, GewArch. 1986, 153; ablehnend

T. Llbber, Der Beitrag als Institut der Flnanzverfassung,

1993, S.  338.

l4B V. Schumochel Rechtsfragen der sozialen Bemessung

vonkommunalen Gebühren' 2003, S. 109 f.

149 Siehe oben III.
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teilung bzw am Maß der Vorteilsabschöpfung ermit-
telten Betrag. Für eine darüber hinausgehende He-
ranziehung der anderen Verbandsangehörigen zur
Finanzierung einer degressiven Abgabengestaltung
gibt es keine Rechtfertigung.

V Schlussfolgerungen für den IHK-Beitrag

1. Verletzung der Schutz- und Begrenzungsfunktion
der Finanzverfassung sowie des Verhältnismäßig-
keitsprinzips

Die Ausgestaltung des IHK-Beitrags durch $ 3 Abs. 3
IHKG wird den hier aufgestellten Rechtfertigungsan-
forderungen nicht gerecht. Dabei muss zwischen
Grundbeitrag und Umlage differenziert werden.

a) Grundbeitrag

Die Festsetzung des Grundbeitrags entspricht dem
Aquivalenzprinzip, Angeknüpft wird gem. g 3 Abs.2
Satz 1 IHKG an die Leistungsmenge (Kammerzugehö-
rigkeit). Die Staffelung des Grundbeitrages nach Art,
Umfang und Leistungskraft des Gewerbebetriebs, wie
sie in den meisten IHK-Beitragssatzungen auf der
Grundlage von $ 3 Abs. 3 Satz 2 IHKG vorgesehen ist,
kann jedenfalls dann gerechtfertigt werden, wenn
auch der Höchstbetrag den rechnerisch nach Köpfen
errnittelten Alteil an den nicht anderweitig gedeck-
ten Kosten nicht übersteigt. Darüber hinaus lässt sich
die zur Finanzierung des Beitragsverzichts gegenüber
weniger leistungskräfügen Unternehmen notwendige
Alhebung der Beiträge der übrigen Mitglieder in en-
gen Grenzen dergestalt mit dem Gedanken der Vor-
teilsabschöpfung begründen, dass größere Unterneh-
men die Verbesserung der Erwerbschoncen aufgrund
der Kammertätigkeit besser nutzen können (s. oben
IV3.b)). Insofern handelt es sich bei den regelmäßig
an Umsatz, Arbeitsplätze und Gewerbeertrag an-
knüpfenden Beitragsstaffelungen in den Haushaltssat-
zungen der Industrie- und Handelskammern um
grundsätzlich sachgerechte Typisierungen"u.

b) UmJage

Nicht verfassungskonform ist dagegen die Ausgestal-
tung der Umlage. Nach Auffassung des BVerwG trägt
die Aaknüpfung der Umlage an den Gewerbeertrag
bzrnr den Gewinn aus Gewerbebetrieb ($ 3 Abs.3
Satz 5 IHKG) dem Umstand Rechnung, ,,dass leistungs-

starke Unternehmen aus der der Kammer aufgegebe-
nen Wahrnehmung des Gesamtinteresses der ihr zu-
gehörenden Gewerbetreibenden in der Regel höhe-
ren Nutzen ziehen können als wirtschafUich schwä-
cherett"'. Insbesondere komme eine günstige Beein-
flussung der wirtschafUichen Rahmenbedingungen im
AJlgemeinen den größeren Unternehmen - entspre-
chend ihrer größeren Wirtschaftskraft - stärker zugu-
te als kleinentu'. Da der Vorteil in der Beeinflussung
der allgemeinen Rahmenbedingungen gesehen wird,
soll es nicht auf den - zutreffenden - Einwand ankom-
men, dass das Serrriceangebot der Industrie- und Han-
delskammern sogar vorrangig von kleinen und mitUe-
ren Unternehmen in Alspruch genommen wird, wäh-
rend Großunternehmen derartige Bedürfnisse zu-
meist unternehmensintern befriedigenls3.

Nach dem neuen kompetenzrechtlichen Alsatz des
BVerfGlsa bedarf es einer besonderen Legilimation,
wenn der Gesetzgeber eine nichtsteuerliche Abgabe
wie im Fall des $ 3 Abs. 3 Satz 5 IHKG an eine steuer-
liche Bemessungsgrundlage anknüpft. Hieran fehlt es.
Wie bereits dargelegt, scheidet das Leistungsfähig-
keitsprinzip als Maßstab nichtsteuerlicher Abgaben
per se aus (s. oben IV3.b)).

Aber selbst wenn man dem BVerwG in der Grundan-
nahme eines mit dem Unternehmenserfolg proportio-
nal steigenden Vorteils aus der Kammerzugehörigkeit
folgt, stellt der gewerbesteuerrechtliche Ertrag aus
beitragsrechtlicher Sicht keine geeignete Bemes-
sungsgrundlage dar155, Die unmittelbare Verknüpfung
von gewerbesteuerrechUicher und beitragsrechtli-
cher Bemessungsgrundlage trägt dem kategorialen
Unterschied von Steuer und nichtsteuerlicher Abga-
be, der unterschiedlichen Teleologie und Rechtferti-
gung beider Abgabenarten nicht hinreichend Rech-
nung. Die Gewerbesteuer erfasst als kommunale Er-
tragsteuer die objektive Leistungsfähigkeit eines Ge-
werbebetriebs, ist aber nach h.M, weder in der Lage,
einen individuellen Vorteil, noch einen abstrakten
Vorteil im Sinne einer Gruppenäquivalenz abzugel-
ten156. Unabhängig von der umstrittenen Frage, ob die
Existenz der Gewerbesteuer als solche mit dem Aqui-
valenzprinzip gerechtfertigt werden kannlst, besteht
kein Zweifel, dass die Ausgestaltung der Bemessungs-
grundlage - mit Ausnahme der in $ 8 GewStG verblie-
benen Hinzurechnungstatbestände - mitUerweile cl-
lern dem steuenechtlichen Leistungsfähigkeitsprinzip
folgttso. Der gewerbesteuerrechtlichen Bemessungs-
grundlage fehlt jeder Bezug zu einer staaUichen Leis-
tung, weder in Form der Bereitstellung kommunaler

150 Vgl. etwa VG Karlsruhe v.21.4.1,998 - 1 K 2075196, Gew-
Arch. 1998,423.

151 Siehe die Leitentscheidung BVerwG v 26.6.1990 - 1 C 451
87, NVwZ 1990, 1167; ferner BVerwG v.21.7.1,998 - 1 C
32.97, BVerwGE 107, 169 (176); BVerwG v 25.7.1989 - 1 B
109/89, GewArch, 1989, 328.

152 BVerwG v.25.7.1989 - 1 B 109/89, GewArch. 1989,328 f.
153 Vgl. z.B. T. tlbbel Der Beitrag als Institut der Finanzverfas-

sung, 1993, S.334 f. Dieser Einwand kann aber nur dann
unbeachUich sein, wenn die Kammerumlage tatsächlich
ausschließlich zur politischen Durchsetzung der Bedürf-
nisse der gewerblichen Wirtschaft und nicht auch zur
Subventionierung des Serviceangebots verwendet wlrd.

154 Siehe oben IV2.b).

155 SoauchschonH.-M. Mache, GewArch. 1986, 122(124).
156 K. Tipke, SIRO, Bd. II, 2. Aufl. 2003, S. lt44i R. Wendt, BB

1987, 126T M. Jachmann, BB 2000, 1432 (1438 If.\ J. Hey,
StuW 2002, 314 (319 f.) .

157 Denkbar i.S. einer Generaläquivalenz s. K. Tipke, StRO
Bd. I, 2. Aufl. 2000, S. 476, die aber letztlich jeder Steuer-
erhebung zugmnde liegt.

l5B K. Tipke, SIRO, Bd. II, 2. Aufl. 2003, S. 1149 I.i D. Gosch,
DSIZ 1998, 328 f. Dies gilt insbesondere, seitdem die ge-
werbesteuerliche Bemessungsgrundlage durch Abschaf-
fung der Lohnsummen- und Gewerbekapitalsteuer dem
einkommen- und körperschaftsteuerrechuichen Ertrag
immer stärker angenähert wurde.
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Infrastruktur noch - als Anknüpfung für den Kammer-
beitrag - in Bezug auf die abstrakten Vorteile der
Kammertätigkeit15e.

Schließlich verstößt die fehlende Höchstgrenze für
die Kammerumlage entgegen der verwaltungsgericht-
lichen Rechtsprechungtuo gegen das Verhältnismäßig-
keitsprinzip. Das BVerwG hat die Möglichkeit einer
Deckelung der Beiträgetot bisher nur vage angedeutet,
hierfür aber das Vorliegen besonderer Umstände ver-
Iangt, unter denen die Umlage tatsächlich zu unver-
hältnismäßig hohen Beiträgen für Großunternehmen
führe. Derartige Umstände werden sich allerdings in
der verwaltungsgerichtlichen Logik nie nachweisen
lassen162, schließlich soll es auf eine irgendwie mess-
bare Aquivalenz zwischen Beitrag und Vorteil ja gera-
de nicht ankommen. Der Hinweis auf das Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip ist deshalb ebenso wirkungslos wie
im Steuerrechtt63, Indes bedarf es keiner besonderen
Umstände, wenn man richtigerweise Mitgliedschaft
und Mitgliedsabgabe ins Verhältnis setzt. Dann näm-
lich ist jede Abweichung von einer Lastenverteilung
nach Köpfen rechtfertigungsbedürftig und nicht um-
gekehrt.

2. Konsequenzen für die zukünftige Finanzierung der
Industrie- und Handelskammern

Die Folgen einer Verfassungswidrigkeit der Kammer'
umlage wären gravierend. Sie könnten, nachdem erst
kürzlich die Zwangsmitgliedschaft erneut erfolgreich
gegen verfassungsrechtliche Angriffe verteidigt wur-
de, der Tätigkeit der Industrie- und Handelskammern

den finanziellen Boden entziehen, Denn auch nach
der Aufwertung des Grundbeitrags in der letzten Bei-
tragsreform'6a gilt die Umlage als Kernstück des Bei-
tragswesens und der Kammerfinanzierung'6t. Zwar
schwankt der Anteil je nachdem, ob im Kammerbe-
zirk ertragsstarke Gewerbetreibende ansässig sind166,
in der Regel macht die Umlage aber rund 50 0/o des Bei-
tragsvolumens aust6t. Die Umlage ist, insbesondere im
Hinblick auf die durch sie bewirkte Umverteilung un-
verzichtbarer Bestandteil des Kammerhaushalts' Eine
Kompensation durch Erhöhung der Grundbeiträge ist
kaum denkbar.

Will man dennoch am derzeitigen Umfang der Kam-
mertätigkeit festhalten, bliebe letztlich nur eine er-
gänzende Steuerfinanzierung. Nun kann man sich -

unabhängig davon, ob eine derartige Steuerbezu-
schussung mit der notwendigen Staatsferne der In-
dustrie- und Handelskammer als ,,Mittler zwischen
Staat und Wirtschaft"l68 vereinbar ist - fragen, was da-
mit gewonnen wäre, wenn es im Gegenzug zu einer
Erhöhung - etwa der Gewerbesteuer - käme' Die Alt-
wort ist einfach: Tiansparenz! Genau hierauf zielt die
Begrenzungs- und Schutzfunktion der Finanzverfas-
sung ab. Die Aufteilung in Gewerbesteuer und IHK-
Kammerbeitrag verschleiert dagegen das Ausmaß der
Belastung. In einer ZelL, in der die Steuergläubiger
sich dem Druck des internationalen Steuerwettbe'
werbs auf die Belastung gewerblicher Gewinne beu-
gen, wäre es zudem auch ein Gebot fairer Aufteilung
der verfügbaren Gesamtelnnahmen des Staates, auch
die Industrie- und Handelskammern am notwendigen
Verzicht zu beteiliqen,

159 Dass die Anknüpfung an den Cewerbeertrag sachwidrig
ist, zeigt auch die Behandlung des Verlustunternehmens.
Auch ihm kommen sowohl die konkreten Leistungen als

auch die Interessenvertretung durch die Kammer zugute
(VG Darmstadt v 21,6.2005 - 3 E 2239104, GewArch. 2005,

429), Zwar wird auch von ihm der Grundbeitrag erhoben.

Dieser ist jedoch im Verhältnis zum Anteil der Umlage

am BeiLragsau fkommen ger ing.

160 OVG Rh.-Pf. v 24.4.2001 - ll A 11224100, NVwZ 2002,362i

sehr unklar VG Gelsenkirchenu 26.11.2004 - 7 L2061104,

das zwar einerseits ausführt, Kappungsgrenzen seien
grundsätzlich verfassungsrechtlich geboten, ihre Ab-

schaffung aber nicht für verfassungswidrig hält.

161 Arrgedeutet in BVerwG v.26,7,1990 - 1 C 45/87, NVwZ

1990, 1167; zurückhaltend VG Gießen v. 24.9.2003 - I E

2022 I 0 1., www. j uris. de.
162 Dementsprechend unbefriedigend OVG Rh.-Pf. v 24.4.

2001 - 11 A 11.224100, NVwZ 2002, 362.
163 Vgl. BVerfG v 18.1.2006 - 2 BvR 2194199, BVerfGE 115' 97

gegen BVerfG v.22.6.1995 - 2BvL 37191, BVerfGE 93,1,21.
164 Frcntzel/Jäket/Junge, IHKG Kommentar, 6. Aufl. 1999, $ 3

Rz. 40 ff.
165 Frentzel/JäkeL/Junge (FN 164), $ 3 Rz.58.
166 tuentzel/JakeUJunge (FN 164) $ 3 Rz. 52.
167 Vgl. etwa Kammerhaushalt IHK Köln für 2006' wonach

die Grundbeiträge 36,76 %, die Umlagen 35,49 o/o zttrr.

Jahresergebnis beitragen.
168 Vgl, R. Stober, Die Industrie- und Handelskammer als Mitt-

ler zwischen Staat und Wirtschaft, 1 992, S. 107 ff.
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